


Diese wunderbare Asterix-Ausgabe, 
bereits heute ein begehrtes Objekt von 
Sammlern, wäre ohne unseren Kolle-
gen Martin Scholz nicht denkbar 
gewesen.  Scholz hatte nicht nur 
Uderzo � den Vater von Asterix � mehr-
fach besucht, sondern bis zu dessen 
Tod auch eine persönliche Beziehung 
zu ihm aufgebaut. Unermüdlich hat 
Scholz die Pariser bestürmt, Asterix 
und Obelix die WAMS erobern zu 
lassen. Mit Erfolg. Tobias Lehmann 
und Peter Raffelt haben die nötigen 
Abbildungen bescha�t. Mit ihrer Hilfe 
hat unsere Art Direktorin Juliane 
Schwarzenberg meisterhaft ein 
optisches Lesevergnügen gezaubert. 
Für die vielen vorzüglichen Artikel, die 
in jedem Ressort das Asterix-Thema 
aufnehmen, waren viele Redakteure 
verantwortlich. Besonders zu danken 
ist Adriano Sack und Martina Meister 
für ihre Texte. Holger Kreitling und 
Matthias Heine stellten ihre schier 
unerschöp�iche Asterix-Expertise für 
die Bildunterschriften zur Verfügung.

Abbildungen in dieser Ausgabe:  
ASTERIXfi OBELIXfi IDEFIXfi 
' 2025 LES EDITIONS ALBERT 
RENE / GOSCINNY-UDERZO.
www.asterix.com, 
    Asterix et Obelix,     @lartdasterix

KUNDENSERVICE
Brieffach 2264, 20350 Hamburg 
Telefon: 0800/926 75 37*
E-Mail: kundenservice@wams.de
Öffnungszeiten: Mo�Sa 7�19 Uhr
(*Gebührenfrei aus dt. Festnetz und 
von allen dt. Mobiltelefonen)
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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser!

Christo Grozev hegt eine tiefe 
Abneigung gegen jeglichen 
Posaunenschall der Regie-

rungspropaganda. Der Bulgare 
verachtet alles Weihevolle oder 
Raunende. Dafür liebt er das Rationa-
le und die Wahrhaftigkeit. Grozev als 
mutig zu bezeichnen, wäre zu 
schwach. Im Angesicht täglicher 
Todesgefahr ist der Journalist tapfer, 
starkherzig, heldenhaft. Grozev steht 
auf Wladimir Putins Todesliste, lebt 
im Verborgenen, ist immer in Angst 
und hört dennoch nicht auf, Putin mit 
dem zu bekämpfen, was der am 
meisten fürchtet: die Wahrheit.
Für Putin ist Mord das Kleingeld 
seiner Staatsräson; Furcht und Lüge 
sind die Grundmauern seiner Politik. 
Grozev rennt dagegen an. Er deckte 
die Giftanschläge gegen den russi-
schen Ex-Spion Sergei Skripal und 
den Oppositionspolitiker Alexej 
Nawalny auf. Dafür wird er von des 
Kremls Schergen gejagt. Grozev ist in 
dieser Woche als Journalist des Jahres 
ausgezeichnet worden. Selten ist ein 
Preis derart verdient gewesen.

Auf die Frage, wie er zum Journalis-
mus kam, erzählt Grozev, dass er als 
Kind im Kalten Krieg angehalten 
wurde, �Radio Liberty� zu hören, eben 
den Sender, der mit �Radio Free 
Europe� freie Nachrichten in den 
Ostblock sendete. Grozevs Geschichte 
zeigt, wie wirksam dieserart Mei-
nungsfreiheit sein kann. Leider hat 
US-Präsident Donald Trump die 
Unterstützung dieser Sender einge-
stellt. Seit jeher leugnet er die Macht 
der Soft Power. Heute geben die 
Europäer das Geld. Doch es reicht 
nicht. Sie sollten die Sender als Teil 
der Kriegsführung gegen den Autorita-
rismus begreifen und besser ausstat-
ten. Richtig eingesetzt, kann die 
Wahrheit ähnlich wirken wie die Ideen 
der Psychoanalyse. Als Sigmund Freud 
seine Lehre 1909 erstmals in den USA 
vorstellte, sagte er zu einem ungari-
schen Kollegen: �Sie ahnen nicht, dass 
wir ihnen die Pest bringen.�   

Herzliche Grüße
Jacques Schuster,
Chefredakteur WELT AM SONNTAG

W
Wer das Atelier von Albert Uderzo im 
obersten Stock seines Hauses im noblen 
Pariser Vorort Neuilly betrat, spürte so-
fort die besondere Aura eines Raumes, in 
dem ein wichtiger Teil der Kulturge-
schichte der Comics geschrieben und ge-
zeichnet wurde. Draußen im Treppen-
gang wurde der Besucher durch zwei be-
sonders große, fast mannshohe Plüsch-
exemplare von Uderzos Helden Asterix 
und Obelix in Empfang genommen, die 
dort standen wie Bodyguards.

Und im Atelier selbst: überall Figuren 
und Zeichnungen von knollennasigen 
Galliern, Druiden, Römern, Piraten; in 
Vitrinen, auf Regalbrettern oder von der 
Decke hängend. Ein quirliges Dorf im 
Miniaturformat, das den Zeichner einer 
der erfolgreichsten Comicserien der 
Welt dort seit Jahren umgab. Bei unserer 
letzten Begegnung 2017, kurz vor seinem 
90. Geburtstag, stützte Uderzo sich auf 
einen Gehstock. Er bewegte sich lang-
sam, doch sobald er das Wort ergri�, war 
die Müdigkeit wie ver�ogen. Mit seinem 
charmant nuschelnden Französisch 
lachte er, unterbrach sich selbst mit Ges-
ten, die die Pointen seiner Geschichten 
unterstrichen. Mehrfach hatte er WELT 
AM SONNTAG zu kleinen Rundgängen 
an diesem Ort eingeladen � Exkursionen 
durch die Herzkammer der Asterix-Welt, 
immer gespickt mit Anekdoten, Witzen, 
Selbstironie.

An einer Wand seines Ateliers hing ein 
Foto, das die reale mit seiner Comic-
Welt verknüpfte: Es zeigte Jacques Chi-
rac, damals französischer Präsident, und 
Bundeskanzler Gerhard Schröder 2001 
auf der Pariser Buchmesse. Schröder lä-
chelte mit dem Album �Asterix und La-
traviata� in der Hand, Chirac blätterte 
im Hintergrund in einem anderen Band. 
Uderzo traf die beiden damals, für ihn 
hatte dieses Bild eine besondere Strahl-
kraft: Da standen sie nebeneinander, die 
führenden Politiker Frankreichs und 
Deutschlands � durch seinen Comic ver-
eint. �Schröder sprach sogar ein biss-
chen Französisch, das weiß ich noch. 
Und Chirac, den hatte ich schon Jahre 
zuvor in ,Obelix GmbH & Co. KG� auf-
treten lassen � als schnieken Wirt-
schaftsfachmann. Das hat mich sehr 
amüsiert�, sagte mir Uderzo damals. 
�Ich wollte auch ein bisschen testen, ob 
die Kritiker die Karikatur wohl erkennen 
würden.� 

Nach unserem ersten Interview 1996 
zeichnete er mir spontan, mit wenigen 
Strichen, seinen berühmten gallischen 
Helden: Asterix, der per Sprechblase sei-
ne deutschen Leser grüßt � natürlich auf 
Französisch �Bonjour aux lecteurs.� 
Später sprach Uderzo oft darüber, wie 
erstaunt er immer wieder aufs Neue 
war, dass Asterix nirgendwo außerhalb 
Frankreichs erfolgreicher war als in 
Deutschland: Mehr als 400 Millionen Al-
ben wurden bislang weltweit von den 
Gallier-Comics verkauft, ein Drittel da-
von in der Bundesrepublik.

Dabei waren Uderzos Erinnerun-
gen an das Nachbarland ur-
sprünglich düster. �Ich war 14, als 

die Nazis Paris besetzten�, erzählte er. 
Sein älterer Bruder Bruno habe bei einer 
Familie in der Bretagne gelebt, die Teil 
der RØsistance war. Dann sollte Bruno 
durch das STO, eine französische Behör-
de der Vichy-Regierung, die unter Kont-
rolle der deutschen Besatzungsmacht 
arbeitete, zur Zwangsarbeit in eine Rüs-
tungsfabrik in Stettin geschickt werden. 
�Er hatte große Angst, dort von den 
Amerikanern bombardiert zu werden. 
Also besorgte er sich einen falschen 
Pass, der ihn als Epileptiker auswies.� Zu 
der Zeit hatte Bruno seinen jüngeren 
Bruder Albert aus Paris zu sich in die 
Bretagne kommen lassen, beide wohn-
ten eine Zeitlang in Saint-Brieuc. Als das 
STO Bruno auf die Schliche kam, musste 
er sich auf dem Speicher eines Bauern-
hofs verstecken. �Ich fuhr jeden Sonntag 
mit dem Rad zu ihm, wenn er sich dort 
verbarg�, erzählte mir Uderzo. Einmal 
sei er dann von einem Feldgendarmen 
angehalten worden. �Er fragte nach mei-
nem Bruder. Ich sagte, ich wisse nicht, 
wo er sei � aber ich hatte große Angst. 
Sie sagten mir, ich solle mich zur Verfü-
gung der Polizei halten. Ich bin dann 
nach Paris zurückgekehrt, weil ich nicht 
wollte, dass sie meinen Bruder durch 
mich entdecken. Sonst wäre er wohl 
nach Deutschland deportiert worden.�

Bei solchen Schilderungen blickte 
den Besucher Uderzo oft lange an, bevor 
er leise hinzufügte: �Aber das ist alles 
schon lange her. Als Goscinny und ich 
1959 mit dem ersten Asterix-Comic an-
�ngen, wollten wir den Krieg hinter uns 

Zwei Franzosen, die 
Asterix-Zeichner 
Albert Uderzo 
empfing unseren 
Autor Martin Scholz 
seit 1996 mehrere 
Male in Paris.  
Die Gespräche  
in seinem Atelier 
wurden zu 
Rundgängen durch 
seine persönliche 
Geschichte

rix und Obelix wurden bei Kauka �Siggi 
und Babarras�, die Gallier mutierten in 
dieser eingedeutschen Version zu West-
goten und �Kapitalismusstrolchen�, 
während der ostgotische Anführer in 
sächsischem Dialekt sprach und dessen 
Worte in roter statt, wie im Original, in 
Frakturschrift hervorgehoben wurden. 
Die ursprüngliche Geschichte wurde zur 
Farce zu einem innerdeutschen Possen-
spiel. �Es war nicht legal, unseren Text 
so zu verfälschen. Wir ließen es dann per 
Anwalt verbieten�, erzählte Uderzo. 

Als 1968 mit �Asterix der Gallier� 
das erste komplette Album auf 
Deutsch im Ehapa-Verlag erschien, 

begann auch hierzulande der große Erfolg 
der Serie, der bis heute andauert. Trotz 
des ˜rgers mit Kauka blieb Uderzo 
Deutschland gegenüber o�en und neugie-
rig. 1976 zeichnete er für den �Stern� sei-
ne Sicht der deutsch-französischen Be-
ziehungen. Er ließ Asterix und Obelix die 
Grenze überqueren, auf der anderen Sei-
te warteten Kanzler Helmut Schmidt und 
sein Widersacher Franz Josef Strauß, die 
augenzwinkernd in Scha�e�x und Herr-
scherix verwandelt wurden. In unseren 
Gesprächen erinnerte sich Uderzo gern 
daran, dass die deutschen Redakteure ihn 
damals gebeten hatten, die Deutschen 
aus Sicht der Franzosen zu zeigen. Weil 
den Kollegen Uderzos Blick in einigen 
Bildern nicht zugespitzt genug war, frag-
ten sie ihn, ob er die Deutschen nicht 
auch einmal so zeichnen könne, dass sie 
besonderen Wert darauf legten, unbe-
dingt größere Autos als die Franzosen zu 
haben. �Das hat mir gut gefallen, dass sich 
die Deutschen selbst den Spiegel vorhiel-
ten. Es ist immer gut, wenn man über sich 
selbst lachen kann.�

Das Lachen, es stand auch ganz am 
Anfang, als sich Uderzo, der Sohn italie-
nischer Einwanderer, 1959 mit RenØ Go-
scinny erstmals Geschichten von einem 

rau�ustigen Gallierstamm ausdachte. Es 
war ein feinsinniger, befreiender Humor, 
der einem half, über sich selbst zu la-
chen, wie auch über andere, ohne die an-
deren dadurch herabzusetzen. �RenØ 
und ich waren uns schnell einig, dass wir 
zu unseren Ahnen, den Galliern zurück-
gehen wollten. Aber der Zeitdruck war 
enorm, das Heft mit der ersten Episode 
sollte bald erscheinen�, erinnerte sich 
Uderzo, �so haben wir in einer Viertel-
stunde fast alle Charaktere entwickelt.� 
Goscinny ließ alle Nachnamen auf �-ix� 
enden � als Hommage an den französi-
schen Nationalhelden, den gallischen 
Häuptling Vercingetorix. �Wenn wir da-
mals gewusst hätten, wie wichtig man 
später unsere Comics nehmen würde, 
mit welcher Akribie Intellektuelle unse-
re Charaktere sezieren würden, hätten 
wir uns einige Monate Zeit genommen 
und nicht nur diese 15 Minuten.�

Als Uderzo nach dem Tod seines Part-
ners Goscinny 1977 die �Asterix�-Ge-
schichten auch als Autor verfasste, attes-
tierten ihm die Kritiker regelmäßig, nicht 
an den Sprachwitz früherer Geschichten 
heranzureichen. Sprach man ihn darauf 
an, spürte man immer, dass ihn diese 
Missachtung getro�en hat. Vor allem bei 
seinem 1980 erschienenen Debüt als allei-
niger Autor, �Der große Graben�. Das Al-
bum über ein durch einen Graben geteil-
tes gallisches Dorf war dieses Mal ganz 
bewusst als politische Allegorie angelegt, 
es hatte einen starken Bezug zum damals 
noch geteilten Deutschland. �Aber als die 
Geschichte erschienen war, hatte keiner 
der deutschen Journalisten erkannt, dass 
dies eine Anspielung auf die Berliner 
Mauer war. Niemand hatte das verstan-
den�, hat Uderzo sich in unseren Gesprä-
chen mehrmals perplex gezeigt, �ich war 
als neugieriger Zeitgenosse in die geteilte 
Stadt gefahren, hatte Ost-Berlin besucht. 
Ich wollte erfahren, wie das Leben dort 
war hinter dem Eisernen Vorhang. Ich er-

DIE GEBURT EINES MYTHOS: WIE UDERZO  
SICH JAHRZEHNTE SP˜TER AN DEN MOMENT  
ERINNERTE, ALS IHM UND GOSCINNY DIE 
ENTSCHEIDENDE IDEE KAM. AUS �ASTERIX 
PLAUDERT AUS DER SCHULE� �BAND 32�

lassen und nicht wieder die schlimmen 
Erinnerungen heraufbeschwören. Na-
türlich hat diese Zeit Spuren in meinem 
Gedächtnis hinterlassen. Aber sie hat 
mich anders geprägt, als Sie vielleicht 
vermuten. Ich habe in dieser Zeit die 
Bretagne kennen und lieben gelernt. 
Und als ich nach dem Krieg zu zeichnen 
an�ng, malte ich die Landschaft an der 
bretonischen Küste, so wie ich sie mit 14 
dort erlebt hatte.�

Im Atelier holte er bei unserer letzten 
Begegnung 2017 auch ein großformatiges 
Buch aus einem Schrank, schlug es mit 
fast zärtlicher Geste auf: Edmond Calvos 
�La BŒte est morte�, 1944 erschienen. 
Calvo hatte den Kampf gegen das NS-Re-
gime seinerzeit in Form eines Tier-Co-
mics verarbeitet, in dem die deutschen 
Soldaten Wölfe, die Briten als Hunde, die 
Franzosen als Frösche und Hasen und die 
Amerikaner als Bisons gezeichnet waren. 
Für den jungen Uderzo verband sich in 
Calvos Werk die Grausamkeit des Krieges 
mit der Kraft der Zeichnung. Er hatte ihn 
kennengelernt, als beide für denselben 
Verlag in Paris arbeiteten, konnte ihm 
viele Male beim Zeichnen zuschauen. 
�Das war für mich wie das Paradies�, sag-
te er. �Calvo hat mich unterstützt, mir ge-
holfen und mich bestärkt in dem, was ich 
selbst tun wollte.�

Der erste Auftritt der Comic-Gallier 
in Deutschland war jedoch zunächst von 
Misstönen begleitet: �Fix und Foxi�-Er-
�nder Rolf Kauka hatte 1965 die Ge-
schichte �Asterix und die Goten� in der 
von ihm verlegten Zeitschrift �Lupo mo-
dern� in mehreren Teilen verö�entlicht. 
Aber die Geschichte, in der die Gallier 
gegen die kriegstreibenden Vorfahren 
der Deutschen antreten, sie mit Witz 
vorführen und dank der Kraft ihres ma-
gischen Zaubertranks verprügeln, wurde 
in einer Weise verfälscht, die Uderzo 
und seinen Freund, den Comicautor Re-
nØ Goscinny, maßlos empörte. Aus Aste-
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ILLUSTRATION,  
DIE UDERZO 1976 IM AUFTRAG 
DES „STERN“ GEZEICHNET 
HAT. AUS: „DAS GROSSE 
ASTERIX LEXIKON“  
VON HORST BERNER,  
EGMONT EHAPA VERLAG, 
STUTTGART, 2001
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�Digitale Inhalte mit 
WELT AM SONNTAG
Alle digitalen Inhalte und 
Vorteile von WELT sind jetzt 
exklusiv in das Abonnement der 
WELT AM SONNTAG integriert. 
Die Zugangsmöglichkeit über 
das Super-Ticket werden wir 
daher nicht weiter fortsetzen. 
Als Abonnent ist der Zugang zu 
WELTplus Premium für Sie jetzt 
inklusive. So sind Sie nicht nur 
am Wochenende, sondern 
täglich top informiert. 
Sie möchten sich WELT AM 
SONNTAG nach Hause liefern 
lassen und von den digitalen 
Vorteilen profitieren? Unter 
www.wams.de/bestellen finden 
Sie unsere aktuellen Angebote.

ASTERIX UND OBELIX BEGEGNEN IHREM ZEICHNER 
� UND ES ESKALIERT. AUS �ASTERIX & OBELIX FEIERN 
GEBURTSTAG� �BAND 34�. DAS DOPPELPORTR˜T 
IN DER MITTE ZEICHNETE UDERZO FÜR 
�ASTERIX PLAUDERT AUS DER SCHULE� �BAND 32�

innere mich noch gut an die Tristesse 
dort � die ich schrecklich fand.�

Uderzo blieb als Autor wie als Zeichner 
bis ins hohe Alter experimentierfreudig. 
2009, in dem Album �Asterix & Obelix 
feiern Geburtstag�, ließ er seine Helden 
erstmals altern, zeigte sie mit Kindern 
und Enkeln. �Es hat mir einfach Spaß ge-
macht, mir auszumalen, wie es wäre, 
wenn auch Asterix und Obelix älter wür-
den. So wie wir alle alt werden�, sagte er 
mir mal, �ich merkte dann aber auch, dass 
das keine gute Idee war, und habe sie 
schnell wieder jung gezeichnet. Man will 
seine Helden nicht altern sehen.� Uderzo 
hatte sich in diese Kurzgeschichte selbst 
hineingezeichnet. Er wird für dieses Ge-
dankenspiel prompt zur Rechenschaft ge-
zogen und von Obelix aus den Schuhen 
gekloppt. �Das ist die Strafe, wenn man 
Helden altern lässt.�

Seither sind seine Figuren alterslos 
geblieben. Ein Grund für deren 
seit mehr als 65 Jahren anhalten-

den Erfolg liegt auch an dem besonde-
ren Charakter dieses ebenso klugen wie 
schlagkräftigen kleinen Galliers begrün-
det. Denn Asterix scha�t es stets, seine 
nationale Identität zu bewahren und 
gleichzeitig Teil einer großen globalen 
Gemeinschaft zu sein. Ein Völkerverste-
her, ganz gleich, ob er zu den Goten, den 
Briten, Spaniern, ˜gyptern oder, wie im 
demnächst erscheinenden neuen Band 
�Asterix in Lusitanien�, zu den Vorfah-
ren der Portugiesen reist.

2013 übergab er Uderzo die Serie an 
den Zeichner Didier Conrad und den 
Texter Jean-Yves Ferri, der 2023 durch 
den Autor Fabcaro abgelöst wurde. �Es 
war, als hätte ich meinen Sohn zur Adop-
tion freigegeben�, gestand er. �Aber ir-
gendwann musste ich ja mal in den Ru-
hestand gehen.� Albert Uderzo starb am 
24. März 2020 in Neuilly-sur-Seine, er 
wurde 92 Jahre alt.
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Deutschland zum Lachen brachten
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Der Boom des frankobelgischen Comics 
in den Sechzigerjahren beruhte zu einem 
großen Teil auf dem Genie von zwei Sze-
naristen. Der eine war Jean-Michel Char-
lier, der mit Uderzo und Goscinny ge-
meinsam das Magazin �Pilote� gründete 
und dafür realistische, actionorientierte 
Serien wie das Fliegerepos �Tanguy und 
Laverdure�, die Piratensaga �Der rote 
Korsar� und vor allem die Westernserie 
�Leutnant Blueberry� beisteuerte.

MATTHIAS HEINE

Der andere war RenØ Goscinny selbst, 
der ja nicht einfach �nur� der Asterix-
Er�nder war � obwohl das zweifellos 
schon gereicht hätte, um ihn unsterb-
lich zu machen.

Seine kaum fassbare Kreativität reich-
te noch für viele andere Schöpfungen. 
Davon sind nicht nur die kurzen Ge-
schichten um den �Kleinen Nick� mit 
Zeichnungen von SempØ unsterblich, 
sondern auch die besten �Lucky-Luke�-
Bände mit dem Zeichner Morris (wofür 
Goscinny die Daltons und den Hund 
Rantanplan erfand) und die Serie �Isno-
gud� über den bösen, immer wieder 
scheiternden Großwesir, der Kalif wer-
den will. Daneben schuf Goscinny Co-

mics, die nicht mehr ganz so bekannt 
sind. Allein in der Zusammenarbeit mit 
Uderzo entstanden vier weitere Serien, 
von denen die um den Indianer Umpah-
Pah (eine Art Obelix-Vorstufe) die be-
kannteste ist.

Mit �Umpah-Pah� versuchte sich 
Goscinny in den USA. Dort leb-
te er von 1945 bis 1950. New 

York lag näher als Paris, wo Goscinny 
1926 geboren wurde. Denn sein Vater, 
ein Einwanderer aus Polen, war 1927 mit 
der Familie nach Buenos Aires gezogen. 
In den USA ho�te Goscinny auf eine An-
stellung als Disney-Zeichner und wurde 
vom �Mad�-Gründer Harvey Kurtzman 
für die Kolorierung von Kinderbüchern 
vermittelt. Erst als der Durchbruch aus-
blieb, ging er nach Europa.

Wer sich darüber wundert, dass der als 
Autor berühmt gewordene Goscinny in 
Amerika als Zeichner arbeitete, muss sich 
die Schlüsselquali�kationen eines Comic-
Szenaristen vergegenwärtigen: Der Autor 
liefert nicht nur Text, sondern hat im bes-
ten Falle auch eine Bildidee. Goscinny 
fertigte � wie der aktuelle Zeichner Fab-
caro (Seite 48) � sogar schon Skizzen an.

Seine ersten Comics, die er nach der 
Rückkehr nach Europa verö�entlichen 
konnte � die Detektivparodie �Dick 
Dicks� und �Le capitaine Bibobu� � hatte 
er selbst gezeichnet. Erst seit Mitte der 
Fünfzigerjahre entwarf er nur noch Sze-
narien für andere � und wer die alten Co-
mics kennt, sieht, dass das eine gute Ent-
scheidung war. Zwar hatte Goscinny 
auch als Zeichner mehr Talent als viele 
andere. Aber mit Uderzo konnte er dann 
doch nicht mithalten. Dafür übertraf ihn 
bei sprachlichen Gags niemand im 20. 

Jahrhundert. Ein Paradebeispiel sind die 
Namen der beiden Gallier: Asteriskos 
und Obelos sind die Bezeichnungen text-
kritischer Zeichen, die die Philologen 
Aristarchos und Zenodotos in der Biblio-
thek von Alexandria entwickelt hatten, 
als sie dort die Werke Homers editierten. 
Daraus haben sich heutige typogra�sche 
Zeichen entwickelt, die auf Englisch aste-
risk und obelisk und im Französischen 
astØrisque und obŁle heißen. Daran erin-
nerte sich RenØ Goscinny, als er 1959 Na-
men für die zwei Comic-Gallier suchte.

Goscinny war ein exzellenter Kenner 
der Typogra�e. Die Verwandten seiner 
Mutter, die Beresniaks, waren eine Dru-
ckerdynastie, die unter anderem ein be-
rühmtes hebräisch-jiddisches Wörter-
buch herausgegeben hatte. �Asterix soll-
te ein Zwerg sein, aber so unübersehbar 
wie ein Satzzeichen�, hat Goscinny ein-
mal erklärt. Der Name seines besten 
Freundes, mit dem er immer zusammen 
auftritt, ergab sich da nach typogra�-
scher Logik ganz von selbst.

Ein anderes Beispiel für Humor, den 
man etwas pompös metatextuell nennen 
könnte, sind die lateinischen Zitate, mit 
denen der alte Pirat seit �Asterix als Gla-
diator� (1962) in nahezu jedem Band die 
ewigen Desaster seines Korsarenschi�s 
kommentiert. Goscinny entnahm sie den 
�rosa Seiten� des in Frankreich damals all-
gegenwärtigen Wörterbuchs �Larousse�. 
Dort waren lateinische und andere fremd-
sprachige Zitate gesammelt (in der Ausga-
be von 1961, die Goscinny wahrscheinlich 
benutzt hat, stehen u. a. auch �Mehr 
Licht!� und �Man spricht Deutsch�).

Wenn der Pirat Dreifuß, wie er auf 
Deutsch heißt, sagt: �Vanitas vanitatum 
et omnia vanitas�, dann konnten die 

Franzosen das im �Larousse� nachschla-
gen, falls sie das Zitat nicht ohnehin von 
dort kannten. Auf diesen Wiedererken-
nungswert setzte Goscinny auch an-
derswo. Der Satz �Mein Schneider ist 
reich�, den Teefax in �Asterix bei den 
Briten� sagt, stammt � wie viele andere 
Zitate in dem Band � aus dem in Frank-
reich weit verbreiteten Englischlehr-
buch des Verlags �Assimil�.

Für den gleichen Band hat Goscinny 
zahlreiche typisch englische Redensar-
ten wortwörtlich ins Französische über-
setzt und so die �verdrehte� (Obelix) 
Redeweise der Briten gescha�en: �Das 
ist ein Stück Glück� (�C�est un morceau 
de chance�) geht beispielsweise zurück 
auf �This is a piece of luck�. Es muss ei-
ne Herausforderung für die englische 
Asterix-Übersetzerin Anthea Bell gewe-
sen sein, solche Sätze ins Englische zu-
rückzuübersetzen, ohne dass der Witz 
völlig abhandenkam.

Goscinny war auch ein guter Ge-
schäftsmann und Organisator 
seiner Branche. Wenn es darauf 

ankam, konnte er hart werden. So bei-
spielsweise, nachdem Rolf Kauka in der 
ersten deutschen Asterix-Übersetzung 
aus den Galliern zwei national gesinnte 
Germanen gemacht hatte � und in die-
ser Fassung sogar antisemitische Witze 
eingebaut wurden. Sofort ließen Go-
scinny und Uderzo Kauka die Rechte 
entziehen. Danach musste Gudrun 
Penndorf, die die ersten 28 Bände ins 
Deutsche übersetzt hat, jeden neuen 
Band zur Kontrolle in Paris vorlegen.

Auch als Chefredakteur der mit den 
Freunden Uderzo und Charlier gegrün-
deten Zeitschrift �Pilote� agierte Go-

scinny sehr geschickt. Hier gab er jünge-
ren, experimentierfreudigen Zeichnern 
wie Gotlib, Claire BretØcher, Jean-Marc 
Reiser, Enki Bilal und Jacques Tardi erste 
Chancen. Bemerkenswert, dass auch 
Terry Gilliam dort zwei gezeichnete 
Kurzgeschichten platzierte, bevor er mit 
John Cleese und anderen die Gruppe 
Monty Python gründete.

Das Leben dieses mit Talenten so ge-
segneten und so vielfältig brennenden 
Mannes musste vielleicht so früh enden: 
Sein Herz ging am 5. November 1977 bei 
einem ärztlichen Belastungstest kaputt. 
Seine Tochter Anne, die sich heute um 
das Erbe ihres Vaters kümmert, war da 
gerade erst neun Jahre alt.

Er erfand Asterix, kultivierte Isnoguds Kalifen-Ambitionen und lehrte die Briten
das verdrehte Sprechen: Über den feinsinnigen Humoristen René Goscinny
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Ultralinke er-
kennt man dar-
an, dass sie je-
den Gedanken verbieten 

möchten, der ihre Kreise stört. Und 
Personen, die ihre Kreise stören, sollen 
den Job verlieren. In einer idealen, ge-
rechten Gesellschaft, wie sie diesen 
Menschen als Endziel vorschwebt, 
würden die meisten Andersdenkenden 
vermutlich im Knast sitzen. In diesem 
Sinn muss man den ARD-Moderator 
Georg Restle möglicherweise zu den 
Ultralinken zählen. 

Das Wort �Zwangsbeitrag�, ge-
münzt auf die Rundfunkgebühren, mö-
gen die meisten Kollegen vom ö�ent-
lich-rechtlichen Rundfunk (ÖRR) 
überhaupt nicht. Georg Restle nennt 
das Wort �Zwangsbeitrag� den �zent-
ralen Kampfbegri� einer ultrarechten 
Kampagne�, das heißt, in seiner Welt, 
beinahe schon nazimäßig. Weil der 
Kulturstaatsminister Wolfram Weimer 
das Z-Wort verwendet hat, sei dieser 
von nun an �untragbar�. Weg mit 
Zwangsgebührennazi Weimer!

Das Wort �Zwangsbeitrag� be-
schreibt einfach nur eine Tatsache: 
Man muss zahlen, ob man will oder 
nicht. Selbst dann, wenn man gar kein 
Empfangsgerät für die angebotenen 
Dienstleistungen besitzt. Wer nicht 
zahlt, kann in den Knast kommen. So 

widerfuhr es beispielsweise 2021 ei-
nem Menschen namens Georg Thiel, 
der auch einer Zwangseintreibung zu 
entgehen versuchte und dafür 181 Tage 
�Erzwingungshaft� absitzen musste. 
Laut Recherchen der �Neuen Osnabrü-
cker Zeitung� kostete die Durchset-
zung dieser Zwangsmaßnahme den 
Sender WDR rund 24.000 Euro, be-
zahlt aus dem Zwangsbeitrag.

Fazit: Es geht letztlich bis zur Er-
zwingungshaft, wenn man nicht zahlt. 
Aber das, was notfalls mit Haft erzwun-
gen wird, soll man nicht �Zwangsbei-
trag� nennen. Und in Berlin stand nie 
eine Mauer, sondern lediglich ein anti-
faschistischer Schutzwall, stimmt�s?

Zwei Dinge möchte ich klarstellen. 
Erstens: Im ÖRR arbeiten zahlreiche 
hervorragende Leute, und es gibt dort 
viele gute oder sogar herausragende 
Beiträge. Außerdem existieren in je-
der Gesellschaft jede Menge Ver-
p�ichtungen, denen man nachkom-
men muss: �Zwangsbeiträge�, wenn 
man so will. Wer keine Steuern zahlt, 
bekommt Probleme, wer die Miete 
nicht zahlt oder die Rechnung im La-
den, ebenfalls.

In all diesen Fällen gibt 
es fürs Geld allerdings ei-
ne klare Gegenleistung � 

die Infrastruktur des Staates, sei sie 
oft auch mangelhaft, die Wohnung, 
den Korb voller Einkäufe. Der ÖRR 
aber liefert in den Augen der Mehrheit 
nicht mehr annähernd das, wozu er 
verp�ichtet wäre, nämlich ein Pro-
gramm, das weltanschaulich vielfältig 
ist und in halbwegs repräsentativer 
Weise alle relevanten politischen Strö-
mungen zu Wort kommen lässt, natür-
lich auch die größte Oppositionspartei. 
Viele Beitragszahler fühlen sich um ihr 
Geld betrogen. 

Es geht dabei ums Gesamtbild, weni-
ger um Extremfälle wie Georg Restle 
oder Dunja Hayali. Die jüngste Meister-
leistung der ZDF-Moderatorin bestand 
darin, dem Staat Israel, der ein Rechts-
staat ist, zu unterstellen, er nehme Gei-
seln, wie die Hamas, und dies natürlich 
ohne die Spur eines Beweises.

Zur Meinungsvielfalt gehört natür-
lich auch die Ultralinke, vorausgesetzt, 
sie verkneift sich ihren Antisemitis-
mus. Das Problem ist, dass es auf der 
Gegenseite im ÖRR nichts Vergleich-
bares gibt, keinen rechten Restle, so 
wie es in meiner Jugend der Kommu-
nistenfresser Gerhard Löwenthal im 
ZDF war. Der Entertainer Dieter Nuhr 
ist ja keineswegs ein Rechter, bloß kein 
Linker, und sogar das gilt schon als 
�umstritten�.

Niemand leistet Widerstand. Der au-
toritären Spielart der Linken ist es des-
halb gelungen, den ÖRR fast vollständig 
ihrer Dominanz zu unterwerfen. Wenn 
ich im Auto Deutschlandfunk höre, ha-
be ich immer öfter den Eindruck, dass 
alle Kommentare von der gleichen Au-
tor*in stammen. Die autoritäre Linke 
hat es gescha�t, konservative und libe-
rale Ansichten in ihrem Herrschaftsbe-
reich zu delegitimieren, unter anderem, 
indem sie den Begri� �Faschismus� sei-
ner historischen Bedeutung beraubt 
und ihn zum Sammelbegri� für alles er-
nannt hat, was diesen Betonköpfen 
nicht in den Kram passt.

Das nächste autoritäre Regime wird 
sich garantiert �antifaschistisch� nen-
nen, als Antifaschist tritt ja auch Wla-
dimir Putin auf. Eine Demokratie, in 
der �rechts� keine legitime Haltung 
ist, �links� aber durchaus, ist keine De-
mokratie mehr. Man muss das leider 
wieder, wieder und immer wieder sa-
gen, damit unsere Enkel uns nicht ei-
nes Tages fragen: Warum habt ihr ge-
schwiegen?

Die jüdische CDU-Bildungsministe-
rin Karin Prien will das Land verlassen, 
falls die AfD hier etwas zu sagen hätte. 
Die wirklichkeitsfremde Idee, die ult-
rarechte AfD sei nicht so ultrarechts, 
wie Georg Restle ultralinks ist, son-
dern eine neue NSDAP, sie wolle also 
KZs errichten, Synagogen niederbren-
nen und Juden ermorden, ist eine Idee 
der Ultralinken und ihr Hit im Kultur-
kampf. Dessen Ziel ist es, CDU und 
CSU zu Schoßhündchen zu machen, 
die der Linken aus der Hand fressen 
und für sie Bällchen apportieren. Falls 
aber der Islamismus hier eines Tages 
etwas zu sagen hätte, müssten Juden 
wirklich das Land verlassen.

Im Namen
des Antifaschismus

NEBEN DER SPUR

HARALD  
MARTENSTEIN

D
ie Welt erfreut sich am 
vorläu�gen Schweigen 
der Wa�en zwischen 
Israel und der Terror-
gruppe Hamas. Wie 
geht es nun in Deutsch-
land weiter? Der Anti-

semitismusbeauftragte der Bundesregie-
rung ist optimistisch.

JACQUES SCHUSTER

WELT AM SONNTAG: Herr Klein, zwi-
schen Israel und der Hamas zeichnet 
sich eine Wa�enruhe ab. Wird der Anti-
semitismus, der seit dem 7. Oktober 
auch in Deutschland explodiert ist, da-
mit wieder abnehmen?
FELIX KLEIN: Ich bin vorsichtig optimis-
tisch. In der Vergangenheit konnten wir 
immer wieder beobachten, dass antise-
mitische Vorfälle zunehmen, wenn die 
Spannungen im Nahen Osten steigen. 
Umgekehrt gilt das aber auch: Wenn die 
Gewalt zurückgeht, beruhigt sich die La-
ge hier meist ebenfalls. Diese sogenannte 
Gelegenheitsstruktur � also der äußere 
Anlass, der Antisemitismus aktiviert � 
fällt dann weg. Ich ho�e sehr, dass sich 
damit auch die gesellschaftlichen Mili-
eus, die besonders anfällig für israelbezo-
genen Antisemitismus sind, wieder stär-
ker ö�nen und zugänglich werden. Wenn 
die täglichen Bilder aus Gaza ausbleiben, 
wenn das Leid dort nicht mehr so unmit-
telbar präsent ist, sinkt erfahrungsgemäß 
auch die emotionale Au�adung. Gerade 
jetzt müssen wir diese Phase nutzen, um 
in der Prävention entschlossener zu han-
deln � und Strukturen zu scha�en, die 
langfristig wirken.

WAMS: Kürzlich wurden drei mutmaß-
liche Hamas-Terroristen in Deutsch-
land festgenommen, kurz darauf gab es 
einen Anschlag auf eine Synagoge in 
Manchester. Der Täter war o�enbar ein 
Islamist. Muss man nicht endlich klar 
benennen, dass der islamistische Anti-
semitismus die derzeit gefährlichste 
und gewaltbereiteste Form ist?
KLEIN: Er ist zweifellos die aktuell ge-
waltintensivste Erscheinungsform des 
Antisemitismus. Viele Jüdinnen und Ju-
den in Deutschland berichten mir, dass 
gerade von arabischstämmigen Tätern 
und aus islamistischen Milieus die unmit-
telbarste Bedrohung ausgeht. Wir müssen 
das klar benennen. Gleichzeitig dürfen wir 
aber nicht den Fehler machen, die ande-
ren Formen von Antisemitismus zu unter-
schätzen. Der Antisemitismus von rechts 
bleibt gefährlich � er scha�t den Nährbo-
den für Hass und Gewalt. Und auch die 
verschwörungsideologischen, die �post-
kolonialen� oder linken Varianten, die Is-
rael dämonisieren, sind Teil desselben 
Problems. Es gibt keine �harmlose� Form 
des Antisemitismus. Im Hass auf Juden 
und Israel �nden sich Milieus, die sonst 
nichts miteinander verbindet: türkische 
Rechtsextremisten, Linke, Islamisten. Sie 
alle bedienen dieselben Feindbilder � und 
das ist das eigentlich Beunruhigende.

WAMS: Karl Lagerfeld sagte 2017: �Man 
kann nicht Millionen Juden töten und 
dann Millionen ihrer schlimmsten 
Feinde ins Land holen.� Hatte er recht?
KLEIN: Er hat in sehr zugespitzter Form 
auf ein reales Problem hingewiesen � auf 
die Versäumnisse unserer Integrations-
politik. Aber solche Sätze dürfen nicht da-
zu führen, dass sich die Mehrheitsgesell-
schaft selbst entlastet. Die Verantwortung 
liegt bei uns allen. Wir haben zu lange ge-
glaubt, Integration sei mit Sprachkursen 
getan. Dabei geht es auch um Wertever-
mittlung: Wer hier lebt, muss akzeptieren, 
dass Antisemitismus keinen Platz hat.

WAMS: Gehört dazu auch, dass Antise-
miten ohne deutschen Pass konsequent 
abgeschoben werden?
KLEIN: Ja, davon bin ich fest überzeugt. 
Wir haben im deutschen Ausländerrecht 
längst die rechtliche Möglichkeit, Men-
schen, die durch antisemitische Taten 
au�allen, auch auszuweisen � und diese 
Möglichkeit sollte, wo sie gegeben ist, 
konsequenter genutzt werden. Das ist 
kein Wunsch nach Willkür, sondern Aus-
druck eines funktionierenden Rechts-
staats. Wer in Deutschland lebt, aber die 
Grundwerte unseres Gemeinwesens � 
und dazu gehört die unbedingte Achtung 
jüdischen Lebens � o�en missachtet oder 
gar bekämpft, der stellt sich außerhalb 
dieses Konsenses. Allerdings muss so ein 
Schritt rechtsstaatlich einwandfrei erfol-
gen. Eine bloße polizeiliche Ermittlung 
oder ein Anfangsverdacht reicht nicht 
aus. Aber wenn ein Gericht festgestellt 
hat, dass jemand aus antisemitischer Mo-
tivation gehandelt hat � sei es durch Ge-
walt gegen Jüdinnen und Juden, durch 
Anschläge auf Synagogen oder durch 

Hetze �, dann sollte er das Land verlas-
sen müssen.

WAMS: Sollte Doppelstaatlern die 
deutsche Staatsangehörigkeit entzogen 
werden, wenn sie sie aus antisemiti-
scher Gesinnung heraus grobe Strafta-
ten begangen haben?
KLEIN: Das ist ein schwerwiegender 
Schritt, der genau geprüft werden muss. 
Aber wer sich bei der Einbürgerung be-
wusst falsch erklärt hat oder sich nach-
weislich gegen die Werte des Grundge-
setzes stellt, der hat dieses Privileg ver-
wirkt. Die deutsche Staatsangehörigkeit 
ist kein reiner Verwaltungsakt, sie ist ein 
Bekenntnis zu unserer freiheitlich-de-
mokratischen Ordnung. Und Antisemi-
tismus steht dazu in fundamentalem Wi-
derspruch.

WAMS: Sie sagten, die Integration sei 
zu einseitig auf Spracherwerb ausge-
richtet gewesen. Wie gelingt künftig ei-
ne �Werteintegration�?
KLEIN: Indem wir die Integrationskurse 

ausbauen � und sie nicht als Sparposten 
betrachten. In diesen Kursen wird nicht 
nur Grammatik vermittelt, sondern auch 
das Verständnis dafür, was Demokratie, 
Gleichberechtigung oder Religionsfrei-
heit bedeuten. Wir brauchen darüber hin-
aus Strukturen, die Menschen au�angen 
� kommunale, zivilgesellschaftliche, 
kirchliche. Niemand wird als Antisemit 
geboren. Haltung kann erlernt werden, 
wenn sie konsequent eingefordert wird. 
Dafür braucht es die gesamte Gesell-
schaft: Schulen, Vereine, Betriebe, Sport-
verbände. Antisemitismus ist kein Ni-
schenthema, sondern ein Angri� auf das 
Fundament unseres Zusammenlebens.

WAMS: Welchen Anteil hat die Bericht-
erstattung vor allem der ö�entlich-
rechtlichen Medien an dem Antisemi-
tismus hierzulande?
KLEIN: Wir brauchen in Deutschland ei-
nen Journalismus, der fair berichtet, der 
Quellen prüft, Propaganda erkennt und 
benennt. Gerade die ö�entlich-rechtli-
chen Sender tragen eine besondere Ver-
antwortung für Ausgewogenheit und Fak-
tenorientierung. Wenn sie dieser nicht 
gerecht werden, leisten sie ungewollt der 
antisemitischen Stimmung in der Gesell-
schaft Vorschub. Menschen in Deutsch-
land � gerade jene, die mit der Region 
nicht vertraut sind � orientieren sich an 
dem, was sie in Nachrichten und Reporta-
gen sehen. Sie gehen davon aus, dass die 
Berichterstattung neutral und vollständig 
ist. Umso größer ist die Wirkung, wenn 
zentrale Zusammenhänge fehlen oder 
verzerrt werden. Wenn die Sender über 
Gaza berichten, sehen wir zerstörte Häu-
ser, verletzte Kinder, unermessliches Leid 
� das ist real und muss selbstverständlich 
gezeigt werden. Aber wenn der Kontext 
fehlt, also die Tatsache, dass dieser Krieg 
durch das barbarische Massaker der Ha-
mas am 7. Oktober ausgelöst wurde, dann 
entsteht ein falsches Bild, dann erscheint 
Israel als Aggressor, als Urheber des Leids. 
Von ö�entlich-rechtlichen Medien erwar-
te ich, dass sie immer wieder den Zusam-
menhang herstellen: dass Israels Handeln 
eine Reaktion auf beispiellosen Terror 
war. Genau diese Kontextualisierung un-
terscheidet seriösen Journalismus von 
emotionalisierter Berichterstattung.

WAMS: Brauchen die Sender jeweils 
eigene Antisemitismusbeauftragte?
KLEIN: Auf jeden Fall � das halte ich für 
ausgesprochen wichtig. Wir sollten in al-
len großen Medienhäusern feste An-
sprechpartner für Antisemitismusfragen 
haben � so wie es inzwischen in Behör-
den, Schulen oder Universitäten üblich 
ist. Gerade in Redaktionen, in denen täg-
lich Entscheidungen getro�en werden, 
welche Themen auf welche Weise in die 
Ö�entlichkeit gelangen, ist das von ent-
scheidender Bedeutung. Es geht ja nicht 
nur um Fakten, sondern um die Vermitt-
lung von Haltung, um Verantwortung für 
das gesellschaftliche Klima. Der Umgang 
mit Israel, mit dem Nahost-Kon�ikt, mit 
jüdischem Leben in Deutschland � das 
sind Themen, die die Gesellschaft emoti-
onal stark au�aden. Und gerade deshalb 
brauchen wir hier ein professionelles, 
sachkundiges Fundament. Ich freue mich 
deshalb sehr, dass es inzwischen einen 
Jüdischen Journalistenverband gibt, der 
künftig auch als Ansprechpartner und 
Partner für Medien dienen kann. Diesen 
Verband unterstütze ich aus meinem 
Haushalt, erstmals im kommenden Jahr, 
weil er eine Lücke füllt, die lange bestand: 
Er kann journalistische Redaktionen be-
raten, Schulungen anbieten, rechtliche 
Expertise liefern und dabei helfen, Vor-
urteile zu erkennen, bevor sie sich in die 
Berichterstattung einschleichen.

Das eigentliche Thema der Klau-
sur, zu der das Präsidium der 
CDU am Sonntag und Montag 
in Berlin zusammenkommt, 

sollte vertraulich bleiben. O�ziell geht 
es in den Beratungen darum, wie man 
die Christdemokraten in Ostdeutsch-
land, vor allem mit Blick auf die Land-
tagswahl in Sachsen-Anhalt 2026, stär-
ken könne. Hauptpunkt ist aber, ein 
Konzept zum grundsätzlichen Umgang 
mit der AfD zu debattieren. 

NIKOLAUS DOLL UND RASMUS BUCHSTEINER

Bundeskanzler und CDU-Chef Fried-
rich Merz sprach darüber allerdings 
schon vor ein paar Tagen ganz o�en im 
MDR. �Das war nicht glücklich. Nun ist 
der Erwartungsdruck riesig. Das können 
wir überhaupt nicht erfüllen�, sagt ein 
Präsidiumsmitglied WELT AM SONN-
TAG. Das Ergebnis der Beratung werde 
nun noch überschaubarer sein, als ohne-
hin zu erwarten war, meinen mehrere 

führende Christdemokraten. Dabei 
kann sich die CDU genau das angesichts 
der Wahl- und Umfrageerfolge der AfD 
nicht leisten.

�Die AfD halbieren� und als CDU 
�wieder bis zu 40 Prozent erzielen�, 
traute sich Merz einst zu. �Das geht!�, 
verkündete er im November 2018. In je-
nem Jahr startete Friedrich Merz sein 
politisches Comeback und kandidierte 
erstmals für den Parteivorsitz � damals 
noch vergeblich. Längst hat er eingese-
hen, dass das mit dem Halbieren nicht 
klappt. Stattdessen geht der Trend in 
die andere Richtung. Die AfD erzielte 
bei der Bundestagswahl im Februar 
knapp 21 Prozent, rund acht Prozent-
punkte weniger als CDU und CSU zu-
sammen. Im Osten war die AfD aber mit 
Abstand stärkste Kraft geworden. In 
bundesweiten Umfragen liegt die 
Rechtsaußenpartei inzwischen mit der 
Union gleichauf oder sogar vor ihr. Die 
Unruhe in der CDU wächst. In knapp 
einem Jahr wird in Sachsen-Anhalt ein 

neuer Landtag gewählt, und die Umfra-
gen dort sehen so aus, als ob es den ers-
ten AfD-Ministerpräsidenten in 
Deutschland geben könnte � wenngleich 
auch nur an der Spitze einer Minder-
heitsregierung. Mit diesem Bild vor Au-
gen kommt die CDU-Parteiführung zu-
sammen.

Merz dringt auf mehr inhaltliche Aus-
einandersetzung mit der AfD. Ignorie-
ren gehe nicht mehr. Außerdem soll es 
strukturelle Veränderungen geben. In 
kleiner Runde hat der Parteichef bereits 
mit Getreuen über logistische Unter-
stützung für die Wahlkämpfer im Osten 
gesprochen. Generalsekretär Carsten 
Linnemann hat den Auftrag, ein Kon-
zept auszuarbeiten. Die Maßgabe von 
Merz lautet aber: An den Unvereinbar-
keitsbeschlüssen gegenüber der AfD 
und der Linken, also an der 2018 be-
schlossenen Brandmauer, dürfe nicht 
gerüttelt werden. �Wir planen keine 
Ö�nungsstrategie gegenüber der AfD � 
explizit nicht�, sagt eine mit den Vor-

gängen vertraute Person mit Blick auf 
die Klausur. Das entspricht der Mehr-
heitsmeinung in den westlichen Landes-
verbänden. Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU-Landtagsfrakti-
on in NRW, Matthias Kerkho�, fasst sie 
so zusammen: �Ich warne vor jeder Lo-
ckerungsübung gegenüber der AfD. Es 
gibt mit dieser Partei keine Gemeinsam-
keiten, sie ist Gegner, nicht Partner.�

Doch es gibt andere Einschätzungen. 
Der frühere CDU-Generalsekretär Peter 
Tauber hat gegenüber dem �Stern� er-
klärt, es sei sinnvoll, �über eine neue 
Politik der roten Linien nachzudenken, 
die es dann aber auch erlaubt, Beschlüs-
se zu fassen, denen die AfD zustimmt�. 
Aus dem Osten kommt dafür Unterstüt-
zung. �Selten war ein Konzept so erfolg-
los wie das der CDU gegen die AfD. 
Wenn wir so weitermachen, werden wir 
zwischen der Linken und der AfD zer-
rieben � dann sind wir über�üssig�, sagt 
der Schatzmeister der Sachsen-CDU, 
Matthias Grahl, dieser Zeitung. Der 

Landesvorsitzende in Brandenburg, Jan 
Redmann, meint: �Mir verursacht allein 
das Wort Brandmauer massives Un-
wohlsein. Diese Brandmauer hat uns in 
eine Situation manövriert, in der alles 
rechts der sogenannten politischen Mit-
te angeblich nicht mehr akzeptabel ist. 
Wir wurden dadurch erpressbar für die 
linken Parteien.�

Längst haben Mitglieder der Unions-
fraktion im Bundestag das Gefühl, �von 
der SPD immer weiter nach links gezo-
gen zu werden�, wie ein CDU-Abgeord-
neter berichtet: �Wenn wir SPD-Plänen 
nicht zustimmen wollen, heißt es am 
Ende: Ihr habt doch keine Alternative zu 
uns.� Die CDU mache im Ergebnis im-
mer �linkere Politik�, verliere Stamm-
wähler und die Mitte � das mache die 
AfD damit immer stärker. Redmann rät 
daher: �Wir sollten mit Blick auf die AfD 
auf asymmetrische Demobilisierung set-
zen: Wir werten die AfD nicht durch un-
sinnige Debatten auf, wir schauen nicht 
darauf, ob die mit oder gegen uns stim-

men, sondern folgen unserem Kurs und 
räumen die Probleme ab. So gewinnen 
wir die Wähler zurück und nehmen der 
AfD ihr Mobilisierungspotenzial.�

Schatzmeister Grahl meint: �Wir soll-
ten unserem politischen Kurs folgen. 
Und wenn die AfD in Einzelfragen mit-
stimmt, soll sie das machen. Das darf 
uns nicht stören und schon gar nicht da-
zu führen, eigene Anträge zurückzuzie-
hen.� Es gibt aber Christdemokraten, 
die würden weitergehen � auch im Um-
feld des Parteivorsitzenden. Man könne 
der AfD eine Positivliste vorlegen, ist zu 
hören. Grundwerte, zu denen sie sich 
bekennen müsse, wie zum Grundgesetz, 
zur EU, zur Ukraine, zu Israel und zur 
sozialen Marktwirtschaft, sagt ein Merz-
Vertrauter. Dann müsse sich die AfD in 
Richtung Mitte bewegen und könne 
nicht mehr ihre Opferrolle spielen. Die 
bürgerlich-konservative EVP, zu der 
CDU und CSU gehören, hat diese Stra-
tegie im EU-Parlament gegenüber 
Rechtsaußen-Parteien vorexerziert.

CDU sucht nach einer erfolgreichen Strategie gegen die AfD
Die Partei ist in der Frage des Umgangs gespalten. Die Brandmauer gegenüber den Rechtsaußen wird von einigen kritisch gesehen. Ab Sonntag berät das Präsidium

Im 
HASS 
auf Juden 
und Israel 
�nden sich 
MILIEUS.  
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Der Antisemitismusbeauftragte  
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Der syrische Interimspräsident 
Ahmed al-Scharaa gab dem 
US-Fernsehsender CBS am 
vergangenen Sonntag ein be-

merkenswertes Interview. Darin insze-
nierte sich der frühere Anführer der is-
lamistischen Rebellengruppe Hai�at 
Tahrir al-Sham (HTS), die ursprünglich 
der mit al-Qaida verbundenen Terror-
organisation al-Nusra entstammt, als 
geläuterter Staatsmann. �Jahrzehnte 
her� sei die dschihadistische Vergan-
genheit. Er habe nie gegen jemanden 
anderen gekämpft als das �syrische Re-
gime� von Baschar al-Assad. Der Auf-
tritt ist Teil einer anhaltenden PR-Kam-
pagne, die wirkt: Das US-Außenministe-
rium führt die HTS bereits seit Juli 
nicht mehr als Terrorgruppe. Präsident 
Donald Trump lobte al-Scharaa als 
�großartigen, harten Typen� mit einer 
�starken Vergangenheit�.

PHILIPP WOLDIN

Die neue syrische Regierung betont 
insbesondere, die Rechte aller Minder-
heiten achten zu wollen. Ein Gutachten 
der Wissenschaftlichen Dienste des 
Bundestages von Ende August, das 
WELT AM SONNTAG vorliegt, nährt 
Zweifel: �Eine Involvierung von Solda-
ten der derzeitigen syrischen Armee, 
von Kämpfern mit der Regierung a�li-
ierter Milizen sowie der syrischen Si-
cherheitskräfte in Massaker und Men-
schenrechtsverletzungen ist regelmäßig 
gegeben�, heißt es darin. Immer wieder 
kam es demnach in diesem Jahr zu Mas-
sakern an Minderheiten wie Alawiten, 
Drusen und Kurden. Das fragile Post-
Bürgerkriegssyrien gleiche einem �Pul-
verfass�.

Die Bundesregierung treibt indes ih-
re Bemühungen voran, Abschiebungen 
nach Syrien durchführen zu können. 
Innenminister Alexander Dobrindt 
(CSU) will nicht nur Gefährder und 
Straftäter rückführen lassen. Dafür 
wird hinter den Kulissen intensiv an 
einer Vereinbarung mit der Regierung 
in Damaskus gearbeitet. 

Noch bis Ende September galt ange-
sichts der unübersichtlichen, dynami-
schen Lage nach dem Sturz des Assad-
Regimes ein Aufschub bei Entscheidun-
gen über Asylanträge von Syrern. �Seit-
her entscheidet das Bundesamt auch 
wieder Verfahren aus der Gruppe der 
jungen, arbeitsfähigen, alleinreisenden 
Männer�, sagt ein Sprecher des Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) auf Anfrage. Besonders im Fo-
kus stehen dabei Menschen sunnitischen 
Glaubens � für Angehörige ethnischer 
und religiöser Minderheiten dagegen 
gelten Ausnahmen. Seit Monaten ist das 
Amt außerdem angewiesen, bestehende 
Schutztitel bei infrage kommenden syri-
schen Straftätern und Gefährdern zu wi-
derrufen � eine Voraussetzung dafür, 
überhaupt abschieben zu können. �Zu-
dem werden Widerrufsverfahren bei 
nachgewiesenen Heimreisen von 
Schutzberechtigten wieder bearbeitet, 
ebenfalls beginnend mit jungen Män-
nern�, heißt es vom BAMF.

Aus dem Umfeld der Behörde ist die 
Rede von einem �kleinen Fortschritt 
im Land, auf dem man aufbauen kön-
ne� und einem �zarten wirtschaftli-
chen Aufschwung Syriens�, wenngleich 
die Lage im Land noch volatil sei. 
Mehrfach sind in diesem Jahr Vertreter 
deutscher Behörden, etwa des Bundes-

kriminalamts, im Land gewesen und 
haben eigene Erkenntnisse gesammelt. 
Das BAMF stützt sich auch auf eine Be-
wertung der Asylagentur der EU aus 
dem Sommer und auf ein � allerdings 
unverö�entlichtes � Lagebild des Aus-
wärtigen Amts (AA).

Mehrere gerichtliche Entscheidun-
gen haben das Vorgehen der Behörden 
bestätigt. Im Juni dieses Jahres ent-
schied das Verwaltungsgericht Ham-
burg, dass in Syrien keine zu ungewisse 
Lage mehr bestehe. Im Juli beschäftig-
ten sich Bremer Verwaltungsrichter in 
einem Grundsatzurteil mit einem Eilan-
trag eines syrischen Staatsangehörigen 
sunnitischen Glaubens, den das Landge-
richt der Hansestadt 2017 wegen Tot-
schlags verurteilt hatte: Die Sachlage in 
Bezug auf den Antragsteller habe sich 
nach dem Sturz des Assad-Regimes 
�derart beachtlich und nicht nur vorü-
bergehend verändert, dass die Voraus-
setzungen für das Abschiebungsverbot 
entfallen�, so das Gericht. Es bestehe 
bei einer Abschiebung nach Syrien �kei-
ne erhebliche konkrete Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit des Antragstellers�, 
der aus der von der Zentralregierung 
kontrollierten Region Hama stammt.

�Die verfügbaren Informationen über 
die Lage vor Ort sowie die ersten Ge-
richtsurteile unterstützen in der Tat die 
Annahme, dass � immer abhängig von 
einer Einzelfallprüfung � bei alleinrei-
senden Männern sunnitischen Glaubens 
die Chancen für eine Ablehnung beson-
ders hoch sind�, sagt auch Asylrechtsex-
perte Daniel Thym. Die Prioritätenset-
zung des Bundesinnenministeriums sei 
deshalb �nachvollziehbar�.

Ende vergangenen Jahres lebten laut 
Statistischem Bundesamt rund 40.000 
ausreisep�ichtige Syrer in Deutschland, 
also ohne Duldung, Aufenthaltstitel 
oder Aufenthaltsgestattung. Zurzeit 
halten sich laut Ausländerzentralregis-
ter rund 951.000 Staatsangehörige des 
Landes hier auf, die Zahl ist seit Jahres-
beginn um rund 20.000 Personen ge-
sunken � zumal sich viele Menschen 
nach dem Sturz des Assad-Regimes frei-
willig zurück in die Heimat aufmachten. 
Unterdessen reisen aber auch weiterhin 
Syrer ein: Bis September dieses Jahres 
stellten 20.000 einen Asylantrag.

�Der Bürgerkrieg und das Regime 
von Assad sind beendet � für sunniti-
sche Araber sehe ich damit keinen 
Grund mehr, der gegen eine Rückkehr 
nach Syrien spricht�, sagt der innenpo-
litische Sprecher der Union, Alexander 
Throm (CDU). �Derzeit gibt die Lage 
in Syrien es her, dass Asylanträge auch 
inhaltlich geprüft werden�, sagt die 
stellvertretende SPD-Fraktionsvorsit-
zende Sonja Eichwede. Entscheidun-
gen über Familienasyl würden hinge-
gen �unabhängig der Lage vor Ort der-
zeit nicht getro�en�.

Ganz anders schätzen Grünen und 
Linke im Bundestag die Situation ein. 
�Syrien ist weder sicher noch stabil. Die 
Lage vor Ort bleibt prekär�, erklärt die 
parlamentarische Geschäftsführerin der 
Grünen, Filiz Polat. �Die Infrastruktur 
ist in weiten Teilen zerstört, es gibt 
kaum medizinische Versorgung und es 
mangelt an sauberem Trinkwasser�, 
konstatiert die Innenexpertin der Lin-
ken, Clara Bünger. �Abschiebungen in 
solche Verhältnisse sind mit Menschen-
rechten nicht in Einklang zu bringen.� 
Der innenpolitische Sprecher der AfD-
Fraktion Gottfried Curio meint hinge-
gen: �Asyl ist Schutz auf Zeit, die Betrof-
fenen sind zurückzuführen.�

Zunächst Straftäter, dann auch junge 
Männer, die sich nicht integriert haben 
� umsetzen müssten die Abschiebe�üge 
nach Syrien zuvorderst die Bundeslän-
der. Bayerns Innenminister Joachim 
Herrmann (CSU), Sprecher der unions-
geführten Innenminister, unterstützt 
seinen Parteifreund Dobrindt: �Wir 
müssen weiter humanitäre Hilfe leisten 
und wir wollen auch niemanden ab-
schieben, der bei uns gut integriert ist�, 
sagte Herrmann. �Aber wir müssen 
Straftäter außer Landes bringen können 
und dem Neuzugang an Flüchtlingen 
Grenzen setzen. Dazu gehört auch, jun-
ge, arbeitsfähige Syrer, die sich hier 
nicht integriert haben, nach Syrien zu-
rückzuschicken.� Bei der nächsten In-
nenministerkonferenz Anfang Dezem-
ber in Bremen dürfte das Thema weit 
oben auf der Tagesordnung stehen.

Schwieriger Weg  
zu Abschiebe�ügen
Das Bundesinnenministerium treibt Rückführungen 
nach Syrien offensiv voran. Grundlage sind optimistische 
Lageberichte und Gerichtsurteile, die das Land als 
„verändert“ bewerten. Die Opposition widerspricht

WIR MÜSSEN 
STRAFTÄTER AUSSER 
LANDES BRINGEN 
KÖNNEN UND DEM 
NEUZUGANG AN 
FLÜCHTLINGEN 
GRENZEN SETZEN
JOACHIM HERRMANN �CSU� 
Sprecher der unionsgeführten 
Innenministerien 

J
a, wie hat er diesen Halb-
satz nur gemeint? �Bei der 
Migration sind wir sehr 
weit�, befand Bundes-
kanzler Friedrich Merz 
(CDU) bei einem Termin 
am Dienstag in Potsdam. 

�Wir haben natürlich immer im Stadt-
bild noch dieses Problem, und deswegen 
ist der Bundesinnenminister ja auch da-
bei, jetzt in sehr großem Umfang auch 
Rückführungen zu ermöglichen.�

PHILIPP WOLDIN

Merz hat hier eine semantische Leer-
stelle gelassen, als er die Bereiche Mig-
ration, Stadtbild, Problem ohne weitere 
Erklärungen miteinander verknüpfte. 
Seitdem deutet die Republik diese Leer-
stelle zunehmend hitzig aus.  

Einige nehmen Merz wörtlich und be-
dauern, wie der Einzelhandel und inha-
bergeführte Geschäfte wie Metzger und 
Bäcker aus dem �Stadtbild� verschwin-
den und deutsche Innenstädte vieler-
orts eher von Döner-Läden, Shishabars 
und Wettbüros geprägt sind. Manche 
beklagen die zunehmende Vermüllung 
des ö�entlichen Raums. Andere wieder-
um stören sich an großen Gruppen 
meist junger Männer, die Plätze und 
Parks in Großstädten besonders abends 
dominieren, oder meiden als Frau die U-
Bahn,� weil der Nahverkehr sich nicht 
mehr sicher anfühlt. 

Und viele Politiker konkurrierender 
Parteien werfen dem Kanzler und CDU-
Vorsitzenden eine pauschale Abwertung 
von Migranten vor, bis hin zu �Remigra-
tions�-Absichten. Dazu hatte Merz aller-
dings auch selbst eingeladen: Seine Aus-
sage war derart unpräzise, dass sich je-
der herauspicken konnte, was ihm welt-
anschaulich nützt.

Die �Rückführungen in sehr großem 
Umfang�, die Merz verspricht, erinnern 
an die Ankündigung seines Vorgängers 
Olaf Scholz (SPD), �in großem Stil� ab-
schieben zu wollen � ein Unterfangen, 
das bekanntlich weit hinter den Erwar-
tungen zurückblieb. Ende Juni 2025 leb-
ten in Deutschland weiterhin rund 
226.000 Menschen, die ausreisep�ich-
tig sind � abgeschoben wurden im ers-
ten Halbjahr laut Bundesregierung le-
diglich 12.000 Menschen. Die Lücke 
bleibt also gewaltig. Abgesehen davon 
darf bezweifelt werden, dass es primär 
ausreisep�ichtige Asylbewerber sind, 
die Kleingewerbe betreiben und das 
Stadtbild prägen.

Was sich in den Reaktionen auf Merz� 
Satz zeigt, ist eher ein tieferliegendes 
Gefühl: Der ö�entliche Raum ist zum 
Symbol gesellschaftlicher Verunsiche-
rung geworden. Viele Bundesbürger ma-
chen sich Sorgen, das zeigen einige Um-
fragen: Im Sicherheitsreport 2025, einer 

repräsentativen Befragung, herausgege-
ben vom Institut für Demoskopie Al-
lensbach und dem Centrum für Strate-
gie und Höhere Führung, gaben 41 Pro-
zent der Befragten an, dass ihre Nach-
barschaft in den vergangenen fünf 
Jahren unsicherer geworden sei. Laut 
Deutschlandtrend von Infratest Dimap 
erklärten rund 40 Prozent der Befragten 
im Juli 2024, sich im ö�entlichen Raum 
nicht mehr sicher zu fühlen. 2017 waren 
es nur 27 Prozent gewesen.

Es scheint sich also bei einem erheb-
lichen Teil der Bevölkerung ein Unsi-
cherheitsgefühl eingestellt zu haben. 
Nur: Reicht dies weiter als bis zur �an-
ekdotischen Evidenz� einzelner Krimi-
nal-Hotspots, die es in den meisten 
Großstädten schon sehr lange gibt?

AUSL˜NDER SIND DEUTLICH 
ÜBERREPR˜SENTIERT

Blickt man auf die bundesweite Kri-
minalstatistik, fällt auf: Gefährliche und 
schwere Körperverletzungen auf Stra-
ßen, Wegen oder Plätzen haben um 22 
Prozent zugenommen, das zeigt ein Ver-
gleich der Jahre 2024 und 2019, also des 
letzten Jahres ohne �Corona-E�ekt�.

Rund 74.000 Straftaten zählten die 
Polizeibehörden allein im vergangenen 
Jahr � von Tritten mit dem Fuß, Messer-
stichen, Angri�en mit einer Bier�asche 
über Schläge mit der Faust oder einem 
Steinwurf, um nur einige �typische� Fäl-
le zu nennen. Etwa zwei von fünf Tat-
verdächtigen bei diesen Delikten haben 
keinen deutschen Pass, Ausländer sind 
im Vergleich zu ihrem Bevölkerungsan-
teil von rund 15 Prozent also deutlich 
überrepräsentiert.

Zum ö�entlichen Unsicherheitsemp-
�nden trägt auch ein weiterer, beunru-
higender Trend bei, auf den der Chef des 
Bundeskriminalamtes (BKA) Holger 
Münch bei der Vorstellung der Krimina-
litätszahlen im Frühjahr aufmerksam 
machte. Denn die aktuellen Zahlen des 
BKA für das Jahr 2024 sind alarmierend: 
Bei tatverdächtigen Kindern stieg die 
Zahl um 11,3 Prozent auf 13.755 Fälle, bei 
Jugendlichen immerhin um 3,8 Prozent 
auf 31.383. Der Anteil der Kinder an allen 
Tatverdächtigen liegt auf einem Höchst-
stand seit 2001, der der Jugendlichen 
auf einem Höchstwert seit 2011. Viele 
dieser Taten geschehen draußen, im öf-
fentlichen Raum.

Auch an deutschen Bahnhöfen haben 
die Gewalt- und Wa�endelikte im ersten 
Halbjahr dieses Jahres im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum teils deutlich zuge-
nommen. Grundsätzlich gilt, dass im 
vergangenen Jahr knapp 30 Prozent al-
ler Gewaltdelikte auf ö�entlichen We-
gen, Straßen und Plätzen verübt wur-
den. Das heißt auf der anderen Seite: 
Mehr als zwei von drei Gewalttaten pas-
sierten im privaten Raum, im Schutz der 

Wohnung etwa. Im ö�entlichen Raum 
aber werden Gewalttaten stärker wahr-
genommen.

�Die Gewaltkriminalität im ö�entli-
chen Raum wird zunehmend sichtbarer 
und hinterlässt bei den Bürgern ein ver-
stärktes Unsicherheitsgefühl�, sagt Tho-
mas Feltes, Strafverteidiger, Kriminolo-
ge an der Ruhr-Universität Bochum und 
Polizeiwissenschaftler. �Das Leben vie-
ler junger, benachteiligter Männer �n-
det heute draußen statt. Gewalt gehört 
zu ihrem Alltag � und mancherorts zum 
guten Ton.� Diese Gruppen oft mig-
rantischer Männer im ö�entlichen 
Raum hätten einen E�ekt auf die Mehr-
heitsgesellschaft: �Aus der Forschung 
wissen wir: Große Gruppen von Män-
nern, die als fremd wahrgenommen wer-
den, machen den Bürgern Angst.�

Früher sei nicht alles besser gewesen: 
Auch damals habe es Auseinanderset-
zungen unter Heranwachsenden gege-
ben, erklärt der Kriminologe. Prügeleien 
in Parks, Jugendgangs, die sich auf ei-
nem einsamen Acker trafen und gegen-
einander antraten. Der Unterschied ist: 
�Am nächsten Tag haben die sich wieder 
vertragen. Das ist heute anders. Die Ge-
sellschaft ist rauer geworden, die Empa-
thie lässt nach.� Der Befund des Krimi-
nologen: �Die biodeutsche Einheitsge-
sellschaft wurde durch eine multikultu-
relle, fragmentierte Gesellschaft 
abgelöst. Das macht das Zusammenle-
ben nicht einfacher.� Und diese frag-
mentierte, multikulturelle Gesellschaft 
zeigt sich zunehmend auch auf Deutsch-
lands Straßen.

Das Phänomen der in Fußgängerzo-
nen, Parks und belebten Plätzen herum-
hängenden Gruppen ist nur schwer sta-
tistisch zu greifen. Christian Kromberg 
ist Ordnungsdezernent der Stadt Essen 
und Vorsitzender des Deutsch-Europäi-
schen Forums für Urbane Sicherheit. Er 
sagt: �Wir haben in den Innenstädten 
ein Problem mit jungen Männern, die 
aus armen Verhältnissen kommen, die 
teilweise aus Gesellschaften stammen, 
in denen klassische Männlichkeit eine 
Rolle spielt, wo Gewalterfahrung immer 
noch zur Erziehung gehört.� Viele leb-
ten in engen Asylunterkünften, bei an-
deren komme die eigene Perspektivlo-
sigkeit hinzu. Es gebe viele erfolgreiche 
Integrationsgeschichten � aber auch 
wachsende Probleme.

Die Stadtbild-Debatte ist nicht die 
erste Auseinandersetzung über einen 
sich verändernden ö�entlichen Raum. 
Im Herbst 2024 löste der damalige Bun-
deslandwirtschaftsminister Cem Özde-
mir (Grüne) mit einem Gastbeitrag in 
der �Frankfurter Allgemeinen Zeitung� 
teilweise scharfen Widerspruch aus. In 
seinem Essay mit dem Titel �Sprache, 
Arbeit und Gesetzestreue� schrieb Öz-
demir zur Migrations- und Sicherheits-

debatte, über Integration und die 
Lebenslügen von links und rechts. Dann 
berichtete er auch in einer Passage sehr 
persönlich über seine Tochter und de-
ren Erfahrungen. �Wenn ich ihr zuhöre, 
bin ich nicht sicher, ob das Erwachsen-
werden heute so unbeschwert ist, wie 
ich es damals empfunden habe�, 
schreibt Özdemir.

Wenn sie in Berlin unterwegs sei, 
�kommt es häu�ger vor, dass sie oder 
ihre Freundinnen von Männern mit Mi-
grationshintergrund unangenehm be-
ga�t oder sexualisiert werden�, so der 
Grüne. Hinter diesen Attacken steckten 
�die patriarchalen Strukturen und die 
Rolle der Frau in vielen islamisch ge-
prägten Ländern�. Er könne die Erfah-
rungen seiner Tochter nicht ignorieren, 
schrieb der prominente Grünen-Vertre-
ter. �Als Vater will ich es nicht, als Politi-
ker darf ich es nicht.� Die Kritik aus dem 
eigenen Lager �el scharf aus, der Tenor: 
Özdemir besorge mit seinen Thesen das 
Geschäft �der Rechten�.

�STATISTIK TAUGT NICHT ALS 
ANWORT AUF ERLEBTES�

Der Vorwurf aus den eigenen Reihen 
zeigt, wie sensibel die Diskussion über 
Migration und Sicherheit inzwischen 
geworden ist � und wie schwer greifbar. 
Was Özdemir auch in seinem Essay for-
mulierte: �Statistik taugt nicht als Ant-
wort auf Erlebtes. Belehrungen kommen 
gegen Erfahrungen nicht an.� Nur: Was 
hilft dann? Wie kann das urbane Um-
feld, abseits der vielen Kon�iktfelder, 
zurückgewonnen werden?

Sicherheitsexperten verweisen immer 
wieder auf eine wahrnehmbare Polizei-
präsenz, die nötig sei. Auch eine Strate-
gie gegen Vermüllung und städtebauli-
che Fragen spielten eine große Rolle. 
Am Hamburger Jungfernstieg, einem 
seit Jahren bestehenden Brennpunkt 
von Jugendgewalt, stellte die örtliche 
Polizei zusätzlich Leuchtstrahler auf, 
um nachts die sprichwörtlichen �dunk-
len Ecken� zu erhellen.

Wissenschaftler wie Thomas Feltes 
sagen: Um zukünftige Brennpunkte zu 
vermeiden, helfe es, bei der Planung da-
rauf zu achten, dass die Orte nicht ver-
winkelt angelegt seien, sondern eine 
transparente und o�ene Form hätten. 
Idealerweise lägen diese in einer Nach-
barschaft, die durchmischt sei und de-
ren Bewohner sich für das eigene Viertel 
engagierten.

Die Debatte über das �Stadtbild� of-
fenbart: Ö�entliche Orte sind zuneh-
mend symbolisch aufgeladen, ihre Be-
wertung schwankt zwischen gefühlter 
Unsicherheit und statistischer Realität. 
Der Satz des Kanzlers wirkt da wie ein 
Prisma, das viele der Bruchlinien o�en-
legt  � gerade weil er so viel Interpreta-
tionsspielraum ließ.

Bundeskanzler Merz polarisiert mit einer Aussage zur Lage in vielen Innenstädten – 
und den Folgen der Migrationspolitik. Tatsächlich steigt die Gewalt im öffentlichen 

Raum. Wie können die „gekippten“ Orte befriedet werden? Ein Faktencheck 
zwischen gefühlter Unsicherheit und statistischer Wirklichkeit

wahrgenommen werden, 
machen Bürgern Angst�

�Große Gruppen von 
Männern, die als
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B
eim Nahost-Gipfeltre�en 
am vergangenen Montag 
im ägyptischen Scharm 
al-Scheich hatte Donald 
Trump Russlands Krieg 
in der Ukraine nur am 
Rande erwähnt. Im sel-

ben Moment war trotzdem klar, welche 
Friedensvermittlung der US-Präsident 
als Nächstes anzugehen plant. Die Frei-
lassung aller überlebenden israelischen 
Geiseln und das Einstellen von Israels 
Militäroperationen in Gaza hatten ein 
Momentum erzeugt für die Lösung des 
anderen großen Kon�ikts, der Trump 
sich verschrieben hat.

STEFANIE BOLZEN UND ALFRED 
HACKENSBERGER

Washington beraumte umgehend ein 
Tre�en mit dem ukrainischen Präsiden-
ten Wolodymyr Selenskyj für diesen 
Freitag im Weißen Haus an, es war be-
reits die dritte Zusammenkunft im West 
Wing im laufenden Jahr. Entsprechend 
optimistisch hatte die ukrainische Seite 
ihre Erwartungen kommuniziert. So tat 
Kiew ungewöhnlich laut seine Forde-
rung nach der Lieferung von Toma-
hawk-Marsch�ugkörpern durch die USA 
kund. Die Ukraine brauche Wa�en mit 
größerer Reichweite, um die russische 
Kriegsinfrastruktur besser angreifen zu 
können. Trump selbst hatte die Toma-
hawks als ein Mittel bezeichnet, um 
Moskau zu Verhandlungen zu zwingen.

Doch am Tag vor dem Tre�en in Wa-
shington drehte sich der Wind erneut. 
Trump gab bekannt, dass er mit Wladi-
mir Putin telefoniert habe. Nach dem 
Gipfel in Alaska Mitte August sei nun 
eine weitere Zusammenkunft mit Russ-
lands Machthaber in Budapest in den 
kommenden zwei Wochen geplant. Und 
auf die Lieferung von Tomahawks ange-
sprochen, sagte Trump, die USA hätten 
viele davon, �aber wir brauchen sie. Wir 
können die Bestände nicht entleeren�.

Selenskyj interpretierte das Telefonat 
zwischenzeitlich als Beweis dafür, dass 
�Moskau schleunigst den Dialog sucht, 
sobald es von den Tomahawks hört�. 
Aber beim Mittagessen mit Trump und 
dessen Ministern im Kabinettssaal kam 
keine der von Kiew erho�ten Lieferun-
gen auf den Tisch � obwohl Selenskyj im 
Gegenzug anbot, den USA Drohnen aus 
ukrainischer Produktion zu liefern. �Wir 
würden es viel lieber sehen, wenn sie 
keine Tomahawks bräuchten. Um ehr-
lich zu sein, würden wir es viel lieber se-
hen, wenn der Krieg vorbei wäre�, so 
Trump. Zudem bedeute die Weitergabe 
dieser Wa�en an Kiew �eine Eskalation�.

Zwar schloss Trump nicht aus, dass 
die Ukraine Wa�en mit größerer Reich-
weite von ihm bekommen könnte. Da-
mit hält der US-Präsident den Druck auf 
Moskau aufrecht. Doch zugleich ver-
stärkte er den Druck auf Selenskyj. Bei 
seinen Vermittlungen im Gaza-Kon�ikt 
habe er 59 Länder zusammengebracht, 
so Trump. �Aber diese beiden Staaten-
lenker können einander nicht leiden. Es 
ist viel böses Blut zwischen ihnen�, wie-
derholte der Republikaner an den ihm 

gegenübersitzenden Ukrainer gewandt. 
Er müsse drei Präsidenten an einen 
Tisch bringen, sagte Trump, sich als 
Vermittler einschließend. �Es wäre ein-
facher, wenn sie einander leiden könn-
ten.�

ZWEIERTREFFEN IN BUDAPEST
Angesprochen auf das Format des ge-
planten Tre�ens in Budapest sagte 
Trump, dies sei �sehr wahrscheinlich 
ein Zweiertre�en. Aber wir würden en-
gen Kontakt mit Präsident Selenskyj 
halten.� Die implizierte Aussage: Wenn 

der US-Präsident Aussicht auf einen 
Deal in Budapest sähe, müsse der Ukrai-
ner an den Tisch kommen. Auf die Re-
porterfrage, ob Putins jüngstes Telefo-
nat ein erneutes Hinhaltemanöver sei, 
antwortete Trump: �Ja, ich mache mir 
Sorgen, dass Putin sich Zeit verscha�t. 
Aber mit mir wurde mein ganzes Leben 
lang gespielt. Ich bin immer gut aus al-
lem herausgekommen. Ich werde auch 
den neunten Krieg beenden.�

Unterdessen gehen die Kriegshand-
lungen in der Ukraine mit unverminder-

ter Härte weiter. Als �Reaktion auf Ter-
roranschläge des Kiewer Regimes� be-
zeichnete das russische Verteidigungs-
ministerium vergangene Woche einen 
seiner schwersten Luftangri�e auf die 
Energieinfrastruktur der Ukraine. �Der 
massive Schlag mit Präzisionswa�en� 
richtete schwere Schäden an Wärme-
kraftwerken des Unternehmens DTEK 
an, dem größten privaten Energiever-
sorger der Ukraine. 

Selenskyj bezeichnete den Angri� als 
�zynisch und kalkuliert�. Russland wol-
le alles zerstören, was ein normales Le-

ben ermögliche. Moskau habe mehr als 
450 Drohnen und über 30 Raketen ein-
gesetzt, um wichtige Infrastruktur an-
zugreifen. Es ist die Rache des Kreml für 
die ukrainischen Drohnenattacken, die 
seit Juli dieses Jahres stetig zunehmen 
und Ra�nerien, Pipelines sowie Ölde-
pots in Russland tre�en. Bereits mehr 
als die Hälfte aller wichtigen Ra�nerien 
ist beschädigt oder ganz außer Betrieb 
gesetzt. In zahlreichen Regionen der 
Russischen Föderation kommt es zu im-
mer größeren Treibsto�engpässen.  

Russland hat mittlerweile einen Ex-
portstopp für Benzin verhängt. In vie-
len Teilen des Landes wird die Abgabe 
rationiert, tanken kann man dann nur 
noch mit Coupons oder Tankkarten. Es 
dürfte eine Frage der Zeit sein, bis auch 
die Ölexporte betro�en sind. Die Ukrai-
ne �iegt schon seit zwei Jahren Droh-
nenangri�e auf Russland, war aber nie 
so erfolgreich wie zuletzt, was Quanti-
tät und Qualität betri�t. Das ukraini-
sche Militär verbessert zwar ständig die 
Drohnentechnik. Der Erfolg dürfte aber 
auf die neue Unterstützung der ameri-

kanischen Geheimdienste zurückzufüh-
ren sein. 
Der Abnutzungskrieg eskaliert in rasan-
tem Tempo. Moskau setzt seine Angrif-
fe fort und hat dafür die Produktions-
rate von Raketen, aber vor allem von 
Drohnen, enorm gesteigert. Beide Kon-
�iktparteien scheinen strategische 
Langstreckenangri�e zu priorisieren, 
um eine Entscheidung im Krieg herbei-
zuführen � ungeachtet des hohen Prei-
ses, den insbesondere die Bevölkerung 
im Winter zahlen muss. Der Kampf auf 

dem Schlachtfeld scheint seine domi-
nierende Rolle für den Kriegsverlauf zu 
verlieren. Zumal sich an der Front zu-
letzt wenig verändert hat. Die russische 
Armee kommt langsam voran und ver-
liert überproportional Soldaten und 
Ausrüstung. Die ukrainischen Streit-
kräfte verteidigen und versuchen, die 
Verluste in den eigenen Reihen mög-
lichst gering zu halten. Große Verschie-
bungen der Frontlinien gibt es derzeit 
nicht. �Der Krieg in diesem Winter wird 
weitgehend davon abhängen, wie sich 
die Fernkampagnen beider Seiten ent-
wickeln�, sagt der Historiker Phillips 
O�Brien von der schottischen Universi-
tät St. Andrews.

Wie intensiv und zerstörerisch dieser 
Krieg werden kann, habe man in den ver-
gangenen Wochen beobachten können, 
schreibt der Professor für Strategiestu-
dien in seinem Newsletter. �Sowohl für 
die ukrainische als auch für die russische 
Zivilbevölkerung könnte es ein schreckli-
cher Winter werden.� Der Ukraine steht 
nun schon der vierte Kriegswinter bevor 
� Kiew weiß, was auf das Land zukommt. 
�Vor Beginn der Heizperiode waren die zi-
vilen und energetischen Infrastrukturen 
immer das Hauptziel der Russen�, sagte 
Präsident Selenskyj in einer Videoanspra-
che. Im vergangenen Winter waren die 
russischen Luftangri�e bereits sehr inten-
siv. Aber Stromnetz und Heizungssystem 
haben die Bombardements überstanden. 
Einige kalte und dunkle Nächte konnten 
allerdings nicht verhindert werden.

�DAS LEBEN UNERTR˜GLICH 
MACHEN�

Moskau versuchte damals zum wie-
derholten Male, den Durchhaltewillen 
der Bevölkerung zu brechen � vergeb-
lich. In den kommenden Monaten dürf-
ten jedoch weit heftigere Luftschläge 
folgen. �Russland will das Leben der Uk-
rainer unerträglich machen�, sagt His-
toriker O�Brien. Mit den neuen russi-
schen Angri�swellen steht die ukraini-
sche Luftabwehr noch stärker als zuvor 
unter Druck. Die ukrainische Abschuss-
rate liegt nach Angaben des dortigen 
Generalstabs bei 75 Prozent. Der Rest 
der Drohnen und Raketen gelangt ans 
Ziel. Mittlerweile ist bereits etwa die 
Hälfte der ukrainischen Gasversorgung 
und Stromerzeugung beschädigt. In pri-
vaten Haushalten und Restaurants lau-
fen überall Generatoren.

Ohne Tomahawks kann die Ukraine 
zunächst nur auf ihre eigenen Systeme 
bauen, um mit Langstreckenangri�en in 
Russland den Druck auf den Kreml zu 
erhöhen. Dazu zählen die Marsch�ug-
körper Neptun und Flamingo. Laut Aus-
sagen von Selenskyj sind beide jüngst 
zum Einsatz gekommen. Mit Reichwei-
ten von bis zu 1000 beziehungsweise 
3000 Kilometern könnten sie die Luft-
wa�enbasen angreifen, von denen russi-
sche Bomber aufsteigen. �Bisher haben 
die Ukrainer nicht versucht, in Moskau 
oder St. Petersburg die Lichter auszu-
schalten�, schreibt O�Brien. Aber dies 
könne sich ändern � �als Reaktion auf 
das, was die Russen seit Jahren in Städ-
ten wie Kiew tun�. 

Im Winter 2022/23 �el den Ausländer-
behörden in Baden-Württemberg et-
was Irritierendes auf. Unter den vie-
len Kriegs�üchtlingen aus der Ukrai-

ne waren Menschen, die sich nicht auf 
Ukrainisch verständigten. Au�ällig sei, 
�dass sich diese Personen zur Verständi-
gung oft fast ausschließlich der ungari-
schen Sprache bedienen beziehungswei-
se einen ungarischen Sprachmittler be-
nötigen�, notierte das Innenministeri-
um von Baden-Württemberg in einem 
Behörden-Rundbrief. 

RICARDA BREYTON

In Befragungen gaben einige Schutz-
suchende an, ihre �nanzielle Lage in 
Ungarn sei schlecht gewesen. Das Mi-
nisterium in Stuttgart legte nahe, dass 
es sich um Doppelstaatler mit ukraini-
schem und ungarischem Pass handelt. 
Sie kommen demnach auf dem Flücht-
lingsticket nach Deutschland � mit der 
Aussicht auf Sozialleistungen. Es blieb 
nicht bei Einzelfällen.

Andere Bundesländer machen ähnli-
che Erfahrungen. Bis zum 15. Oktober 
dieses Jahres meldeten die Länder dem 
Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) nach Informationen dieser 
Zeitung 9640 Verdachtsfälle. Allein in 
den vergangenen vier Wochen sind 141 
hinzugekommen, allein in Baden-Würt-
temberg, Bayern und Nordrhein-West-
falen. In vielen untersuchten Fällen hat 
sich der Verdacht nicht bestätigt, 5825 
Personen haben laut BAMF tatsächlich 
ausschließlich einen ukrainischen Pass. 
Doch bei bislang 568 Personen stellte 

sich heraus: Sie besitzen die ungarische 
Staatsangehörigkeit, teilweise neben 
der ukrainischen. Die Behörden prüfen 
weiter.

Als EU-Bürger haben aber Ungarn 
keinen Anspruch auf temporären 
Schutz. Insbesondere das den ukraini-
schen Kriegs�üchtlingen gewährte Bür-
gergeld steht ihnen nicht ohne Weiteres 
zu. �Das Freizügigkeitsrecht von Uni-
onsbürgern und der vorübergehende 
Schutz für Kriegs�üchtlinge aus der Uk-
raine unterscheiden sich bezüglich ihrer 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen teils 
erheblich�, teilte dazu ein Sprecher des 
bayerischen Innenministeriums mit. 
Konkret: Wer als EU-Bürger länger hier 
bleiben will, muss arbeiten � oder von 
eigenem Geld leben. Man müsse wohl 
davon ausgehen, so sagt ein Behörden-
mitarbeiter, dass es in Teilen um Sozial-
leistungsmissbrauch gehe. Doch warum 

betri�t das ausgerechnet Personen mit 
ungarischem Pass?

Wer mit Experten und Behördenmit-
arbeitern spricht, stößt auf ein Prob-
lem, das tief in die Geschichte einer 
Minderheit reicht. O�ziell macht kaum 
eine Behörde Angaben zur Motivation. 
Doch es gibt Vermutungen. Möglich sei, 
so formulierte es eine Sprecherin des 
Innenministeriums von Niedersachsen, 
�dass Angehörige der ungarischen Min-
derheit in der Ukraine, die neben einer 
ukrainischen Staatsangehörigkeit auch 
die ungarische Staatsangehörigkeit be-
sitzen, davon ausgehen, auch einen An-
spruch auf vorübergehenden Schutz für 
Kriegsvertriebene aus der Ukraine zu 
besitzen�. Tatsächlich stammen viele 
Betro�ene dem baden-württembergi-
schen Ministerium zufolge aus dem uk-
rainisch-ungarischen Grenzgebiet. 
Häu�g handelt es sich um ethnische Ro-
ma, die vor Kriegsbeginn in der Ukraine 
lebten � mit ukrainischem und ungari-
schem Pass. Nach dem russischen An-
gri� �ohen sie aber eben nicht nach 
Ungarn.

�In der westukrainischen Region 
Transkarpatien lebt eine ungarischspra-
chige Minderheit, die überwiegend aus 
ethnischen Ungarn, aber auch einigen 
Roma besteht�, sagt PØter Balogh, wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am Institut 
für Regionale Studien und Assistenzpro-
fessor für Humangeogra�e an der Eöt-
vös LorÆnd Universität in Budapest. Seit 
2010 könnten diese Menschen relativ 
leicht die ungarische Staatsbürgerschaft 
erwerben � ein Projekt der Regierung 
unter Viktor OrbÆn, das auch wahlpoli-

tischen Zwecken diente. Einige nutzten 
die Option und wurden zusätzlich unga-
rische Staatsbürger ��  in der Ho�nung 
auf bessere Arbeits- und Bildungsmög-
lichkeiten. Nach Kriegsbeginn in der 
Ukraine wurde der Doppelpass aller-
dings zum Problem.

Denn nicht jeder, der die Ukraine in 
Richtung Ungarn verlassen wollte, war 
dort willkommen. Balogh sagt: �Für die 
ethnischen Ungarn war die Integration 
in Ungarn meist problemlos � viele ar-
beiteten schon zuvor dort. Schwieriger 
war es für die Roma: Einige zogen nach 
Ungarn und erlebten auch dort Diskri-
minierung, andere wanderten weiter 
nach Westeuropa in der Ho�nung auf 
eine freundlichere Aufnahme. Doch als 
EU-Bürger haben sie dort keinen An-
spruch auf Schutz.�

Ungarische Nichtregierungsorganisa-
tionen (NGO) berichten seitdem über 
Missstände. �˜hnlich wie die in Ungarn 
lebenden Roma sind auch Roma-Flücht-
linge aus der Ukraine bei ihrer Ankunft 
erheblicher Diskriminierung ausge-
setzt�, schreibt etwa die in Budapest an-
sässige Romaversitas Foundation. Das 
betre�e die Bereiche Wohnen, Arbeits-
markt, Bildung und Gesundheitsversor-
gung. Mancherorts, heißt es, werde die 
Einschulung von Roma-Kindern durch 
Vorurteile behindert.

Und als 2022 mehrere Roma-Flücht-
linge mit Doppelpass in Tschechien 
strandeten, stellte auch das Innenmi-
nisterium in Prag klar: Doppelstaatler 
haben keinen Anspruch auf Schutz. Wie 
das Portal �Novinky.cz� berichtete, hal-
fen daraufhin NGOs einigen Roma, in 

andere EU-Staaten weiterzureisen � da-
runter Deutschland. �Dort kümmert es 
niemanden, ob sie eine doppelte Staats-
bürgerschaft haben�, zitierte das Portal 
einen Helfer. Ein Irrtum, wie sich bald 
zeigte.

Im Herbst 2023 bat das Bundesinnen-
ministerium die Länder, alle Fälle von 
Ukrainern mit möglicher ungarischer 
Staatsangehörigkeit an das BAMF zu 
melden. Aus den einschlägigen EU-Re-
geln gehe �eindeutig hervor, dass es sich 
bei den vom vorübergehenden Schutz 
umfassten Personen um Drittstaatsan-
gehörige handeln muss�. EU-Bürger 
sind keine Drittstaatsangehörige.

Das BAMF koordiniert seither auch 
die Übermittlung von Verdachtsfällen 
an die zuständigen Behörden in Ungarn 
und der Ukraine. Die beiden Länder 
prüfen dann die Fälle. Wird eine ungari-
sche Staatsangehörigkeit bestätigt, sind 
die Betro�enen in Deutschland ausrei-
sep�ichtig � sofern sie keine Arbeit be-
sitzen oder ihren Lebensunterhalt nicht 
selbst bestreiten.

In der Praxis ist die Ausreise der Be-
tro�enen jedoch kaum zu kontrollieren. 
Über Abschiebungen ist nichts in Erfah-
rung zu bringen. Manche dürften frei-
willig zurückkehren, andere weiterrei-
sen oder abtauchen. �Am Ende ist es ei-
ne traurige Geschichte � die Roma wer-
den überall hin und her geschoben�, 
sagt Wissenschaftler Balogh. Allerdings: 
Kein Aufnahmeproblem haben Roma 
mit ausschließlich ukrainischem Pass. 
Als Kriegs�üchtlinge steht ihnen in der 
EU temporärer Schutz mit allen Sozial-
leistungen zu.

Flüchtlinge ohne Anspruch
Hunderte Menschen, 
die in Deutschland 
Schutz vor dem 
Ukraine-Krieg 
beantragten, 
besitzen einen 
ungarischen Pass. 
Leistungen stehen 
ihnen jedoch nicht zu

KRIEGSDIENSTVERWEIGERUNG

Anfragen besorgter 
Eltern wachsen
Beratungsstellen für Kriegsdienst-
verweigerung registrieren nach 
eigenen Angaben immer mehr Zulauf 
von besorgten Eltern. �Wir werden 
gerade nahezu über�utet von 
Anfragen�, sagte der politische 
Geschäftsführer der Deutschen 
Friedensgesellschaft � Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen (DFGVK), 
Michael Schulze von Glaßer, dem 
Redaktionsnetzwerk Deutschland. 
Auch die Evangelische Arbeitsge-
meinschaft für Kriegsdienstverwei-
gerung und Frieden (EAK) verzeich-
net mehr Zulauf, wie ihr Sprecher 
Dieter Junker dem RND sagte: �Was 
in diesem Jahr au�ällt, ist, dass es 
eine spürbare und deutliche Zunah-
me an Beratungsanfragen durch 
Eltern gibt, die sich wegen ihrer 
minderjährigen Söhne und Töchter 
besorgt zeigen bezüglich einer 
möglichen Wiedereinführung einer 
Wehrp�icht oder eines neuen 
Wehrdienstes.� Derzeit ringt die 
schwarz-rote Koalition um eine 
Reform des Wehrdienstes. Gestritten 
wird dabei auch über eine mögliche 
Verp�ichtung junger Menschen zum 
Dienst an der Wa�e, falls sich nicht 
genügend Freiwillige �nden.
 dpa/epd

BÜRGERGELD

Sozialverband warnt 
vor Wohnungsnot 
Angesichts der geplanten ˜nderun-
gen bei der Grundsicherung warnt 
der Sozialverband Deutschland vor 
einer verschärften Wohnungsnot der 
Leistungsempfänger. Trotz des 
Fehlens von ausreichendem bezahl-
baren Wohnraum solle es künftig 
möglich sein, die Mietkosten für 
Menschen im Sozialleistungsbezug 
komplett zu streichen, kritisierte die 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier in den Zeitungen der 
Funke Mediengruppe. �Das �nden 
wir verantwortungslos.� Menschen 
im Leistungsbezug dürften es 
dadurch grundsätzlich noch schwe-
rer haben, eine Wohnung zu �nden. 
�Denn auch die Vermieter wissen 
nun: Bürgergeld-Beziehenden eine 
Wohnung zu überlassen, birgt die 
Gefahr, dass das Amt die Miete 
womöglich nicht mehr bezahlt.� epd

20 EU�STAATEN FORDERN

Mehr Abschiebungen 
nach Afghanistan
20 europäische Staaten fordern von 
der EU-Kommission mehr Möglich-
keiten, um Afghanen ohne Aufent-
haltsrecht in ihre Heimat zurückzu-
bringen. Einen entsprechenden Brief 
an EU-Migrationskommissar Magnus 
Brunner verö�entlichte die nieder-
ländische Regierung � als Mitunter-
zeichner wird auch Bundesinnenmi-
nister Alexander Dobrindt (CSU) 
genannt. Darin beklagen die Staaten, 
dass im vergangenen Jahr in der EU 
22.870 Afghanen eine Rückführungs-
entscheidung erhalten hätten, aber 
nur 435 von ihnen tatsächlich nach 
Afghanistan zurückgekehrt seien. Sie 
fordern, das Thema als �gemeinsame 
Verantwortung� auf EU-Ebene 
anzugehen. Zudem müssten weitere 
Möglichkeiten für Abschiebungen in 
das von den Taliban beherrschte 
Land geprüft werden � mit Priorität 
auf Personen, �die eine Gefahr für 
die ö�entliche Ordnung oder die 
nationale Sicherheit darstellen�. dpa

USA

Massenproteste 
gegen Trump
In den USA wollten am Samstag 
Millionen von Menschen unter dem 
Motto �No Kings� (Keine Könige) 
gegen die Regierung von Präsident 
Donald Trump demonstrieren. Die 
Organisatoren der mehr als 2600 
Demonstrationen im ganzen Land 
erwarteten eine Rekordbeteiligung. 
Unter anderem die Entsendung von 
Einsatzkräften der Nationalgarde in 
mehrere von den oppositionellen 
Demokraten regierte Städte hatte 
zuletzt für Empörung gesorgt. 
Protestaktionen sollten in New York, 
San Francisco, Washington, Boston, 
Chicago, Atlanta, New Orleans sowie 
in vielen kleineren Städten statt�n-
den. AFP

NACHRICHTEN

PUTINS 
WINTER 

DER 
RACHE 

Russland setzt darauf, die ukrainische Infrastruktur für 
Heizung und Strom zu zerstören. Bei US-Präsident 
Trump warb der ukrainische Präsident Selenskyj um 
amerikanische Waffenhilfe. Doch der will zunächst 

erneut mit Putin verhandeln
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Roms 
Regierungschefin 
ist Nationalistin 
und Realistin, 
Hardlinerin und 
Pragmatikerin. 
Ihr Aufstieg  
zeigt, wie sehr  
sich Europa 
verändert hat

F
Frankreichs kompromissfeindliches 
Präsidialsystem scheint in eine �nale 
Sackgasse geraten zu sein. Die traditi-
onsreiche britische Demokratie ist so 
angeschlagen wie nie zuvor. In Belgien, 
Tschechien, Schweden und den Nieder-
landen stehen die Regierungen auf 
wackligen Beinen, folgen rasch aufein-
ander oder kommen gar nicht erst zu-
stande. Und Deutschland, einst wegen 
seiner Beständigkeit bewundert, ist aus 
dem Ampel-Tal noch nicht heraus. Es 
sieht so aus, als hätte politische Stabili-
tät keine Heimstatt mehr in Europa. Mit 
einer Ausnahme: Italien.

THOMAS SCHMID

Ausgerechnet Italien. Seit 1946 hatte 
das Land 67 Regierungen, die durch-
schnittliche Haltbarkeitsdauer: etwas 
mehr als ein Jahr. Nun aber: Seit genau 
drei Jahren regiert Giorgia Meloni unan-
gefochten das Land. Alles spricht der-
zeit dafür, dass sie mit ihrer Partei Fra-
telli d�Italia auch aus der kommenden 
Parlamentswahl von 2027 als Siegerin 
hervorgeht.

Noch erstaunlicher ist, dass diese po-
litische Stabilisierung Italiens ausge-
rechnet einer nationalistischen Politike-
rin gelungen ist. Meloni wurzelt geistig 
in einem politisch-kulturellen Milieu, in 
dem Wertvorstellungen aus der Zeit des 
Faschismus jahrzehntelang fast unver-
ändert überlebt haben. So markiert der 
Aufstieg von Melonis Partei einen Bruch 
mit Italiens Nachkriegsgeschichte, die 
politisch von den Christdemokraten und 
der Linken geprägt war. Und einen Bruch 
mit den liebgewordenen Vorstellungen, 
die sich viele Deutsche von Bella Italia 
gemacht hatten. Meloni hat o�enkundig 
gemacht, was zuvor schon der Fall gewe-
sen war: Italien ist gar nicht links.

Die Fratelli d�Italia � die Brüder, nicht 
Schwestern Italiens � sind Teil des welt-
weiten Aufschwungs von Parteien, de-
nen das entschiedene Nein zur Welt der 
liberalen Demokratien gemeinsam ist. 
Und doch unterscheidet sich Meloni 
deutlich von der populistischen Interna-
tionale. Sie ist die erste Politikerin die-
ser Couleur, die in einem westeuropäi-
schen Staat eine Regierung anführt. Und 
die, außenpolitisch zumindest, einen 
Pragmatismus an den Tag legt, der wohl 
nicht nur taktisch ist.

Dass es sich so verhält, hätte man 
schon lange sehen können. 2021, ein 
Jahr bevor Meloni Ministerpräsidentin 
wurde, verö�entlichte sie ein Buch, eine 
Art programmatischer Autobiogra�e: 
�Io sono Giorgia. Le mie radici, le mie 
idee� (Ich bin Giorgia. Meine Wurzeln, 
meine Ideen). Darin ist Erwartbares zu 
lesen. So lehnt sie den humanitären 
Universalismus ab, polemisiert gegen 
die wurzellosen �globalen Eliten�, ver-

klärt Vaterland und Familie und plädiert 
für eine sehr restriktive Einwande-
rungspolitik. Doch anders als Alice Wei-
del oder Marine Le Pen argumentiert 
Meloni, schlägt keine Türen zu. Am Uni-
versalismus kritisiert sie, dass er die 
Menschen überfordere, dass er viel-
leicht wünschenswert, aber nicht prak-
tikabel sei. Den Befürwortern einer of-
fensiven Einwanderungspolitik tritt sie 
mit einem geradezu humanitären Argu-
ment entgegen: Migranten hätten in Ita-
lien nichts Besseres als schlecht bezahl-
te, ausbeuterische Arbeitsplätze zu er-
warten � das sei menschenunwürdig.

Schließlich: Obwohl Meloni gerade-
zu verschwenderisch mit dem 
Wort orgoglio � dem Stolz, Italie-

ner zu sein � umgeht, plädiert sie nicht 
für Abschottung und Autarkie. Immer 
wieder streicht sie die für Italien existen-
zielle Bedeutung des transatlantischen 
Bündnisses heraus. Und plädiert, trotz 
aller Kritik an der Brüsseler Bürokratie, 
für den Verbleib in der Europäischen 
Union. Sicher auch mit begehrlichem 
Blick auf die von Brüssel erho�ten Gel-
der. Aber eben auch, weil sie ein national-
stolzes Italien nicht für stark genug hält, 
alleine auf der Welt bestehen zu können. 

Melonis Nationalismus hält eine Tür 
zum Multilateralismus hin o�en.

Als Ministerpräsidentin hat Giorgia 
Meloni überrascht. Von Beginn an hat 
sie die EU nicht torpediert. Damit legte 
sie sich mit dem radikal-nationalisti-
schen Teil ihrer Anhängerschaft an. Zu-
dem hat sie sich von Anfang an rück-
haltlos für die Unterstützung der ange-
gri�enen Ukraine eingesetzt. Und sie 
hat sich nicht in die Front der EU-Staa-
ten eingereiht, die den Fake-Staat Pa-
lästina meinten anerkennen zu müs-
sen. Sie sagte: �Frieden wird nicht 
durch Appelle und ideologische Prokla-
mationen erreicht, die von denen be-
grüßt werden, die keinen Frieden wol-
len. Frieden wird mit Geduld, Mut und 
Vernunft aufgebaut.�

Meloni ist die einzige europäische Re-
gierungsche�n, die sich mit solcher 
Klarheit gegen die Täter-Opfer-Umkehr 
gestellt hat, die bis heute von links bis 
rechts sehr weit verbreitet ist. Das ist 
umso bemerkenswerter, als sie sich da-
mit mutig gegen die klare Mehrheits-
meinung in Italien stellte. Es hat mit der 
starken kommunistischen Tradition in 
Nachkriegsitalien zu tun, dass hier viel 
milder über Russland gedacht wird als 
im Rest Europas. Der Ukraine beizuste-
hen, ist alles andere als populär. ˜hnli-
ches gilt für Israel.

In Italien sind in den vergangenen 
Monaten Millionen gegen Israels Kriegs-
führung in Gaza auf die Straße gegan-
gen. Der Vorwurf des Genozids an Israel 
gehört zum guten linken Ton. Und der 
progressiv verkleidete Antisemitismus 
ist fast gesellschaftsfähig: eine Folge der 
Tatsache, dass eine ernsthafte Ausein-
andersetzung mit dem Ventennio, den 
zwei Jahrzehnten faschistischer Herr-
schaft, nie stattgefunden hat. Und zwar 
rechts so wenig wie links, nicht, wo man 
zumeist einem kulturell verkitschten 
Antifaschismus huldigt. Umso erstaun-
licher, dass Meloni weder im Fall der 
Ukraine noch Israels auch nur einen 
Moment lang schwankte.

Innenpolitisch sieht Melonis Zwi-
schenbilanz dagegen mager und wider-
sprüchlich aus. In der Migrationsfrage 
hat sie nicht halten können, was sie ver-
sprochen hatte. Die mit großem Pomp 
angekündigten und errichteten Flücht-
lingszentren in Albanien werden wohl 
Bauruinen bleiben. In der Wirtschafts- 
und Haushaltspolitik sind Erfolge weit-
hin ausgeblieben. Die Revolutionierung 
der Infrastruktur lässt auf sich warten. 
Melonis Regierung betreibt eine strikt 
parteipolitisch ausgerichtete Personal-
politik in den ö�entlich-rechtlichen Me-
dien. Und gerade hat Meloni ein �Gesetz 
zur Bekämpfung des islamistischen und 
kulturellen Separatismus� auf den Weg 
gebracht, das ein grundsätzliches Ver-
bot des Tragens von Burka und Nikab 

vorsieht. Es geht deutlich über das Ge-
bot des Laizismus hinaus: Der Gesetz-
entwurf hat einen völkischen Unterton. 
Doch trotz all dieser Versuche, das libe-
rale Feld zu beschneiden, kann von ei-
nem illiberalen Rollback derzeit keine 
Rede sein.

Wenn sie nicht auf Gipfeln und inter-
nationalen Konferenzen, sondern vor 
heimischem Publikum oder gar Anhän-
gern spricht, ist Giorgia Melonis Rheto-
rik noch immer expressiv, laut, oft ag-
gressiv und von greller Eindeutigkeit. 
Als ihre gerade gegründete Partei 2013 
zum ersten Mal antrat, kam sie auf zwei 
Prozent, bei der Parlamentswahl 2018 
auf 4,4 Prozent.

Dass sie aus diesen Niederungen 
zur stärksten Partei aufstieg, hat 
sie Melonis eisernem Willen 

(�Ich bin ein Soldat�) zu verdanken. 
Und ihrer fast revolutionär anmutenden 
Politik des radikalen Nein. Sie ließ sich 
nicht einbinden, verweigerte allen ohne 
vorausgegangene Wahl schlau zusam-
menge�ngerten Regierungen die Zu-
stimmung. Und stand am Ende als die 
Einzige da, die sich gewissermaßen die 
Hände nicht schmutzig gemacht hatte. 
Diesen Aufstieg im Alleingang gegen alle 

bisher dominierenden Parteien ge-
scha�t zu haben, hat Meloni in ihrem 
Willen bestärkt, die italienische Demo-
kratie plebiszitär umzugestalten: in ein 
Präsidialsystem.

Verfolgt man Melonis ö�entliche Auf-
tritte im Inland, gewinnt man oft den 
Eindruck, sie rede sich mit ihrem ange-
borenen Schnellsprechen, das in Italien 
bei Frauen noch verbreiteter ist als bei 
Männern, förmlich in Rage. Dabei bleibt 
sie jedoch immer kühl kalkulierend. Und 
setzt erfolgreicher als ihre Konkurren-
ten im eigenen Lager auf Polarisierung. 
Wir und ihr: Kristallscharf zieht sie eine 
Trennlinie zwischen ihrem und dem lin-
ken Lager. Keine Brücken, keine Kom-
promisse, kein Mittelweg. Damit aber 
begibt sich Meloni in ein wahres Dilem-

ma. Als Überpatriotin will sie für alle Ita-
liener, für das ganze Volk sprechen und 
handeln. Darin sehen auch die Regie-
rungschefs gemäßigter Demokratien ih-
re Aufgabe: Zu Recht sagen sie, sie mach-
ten Politik auch für die, die sie nicht ge-
wählt haben: für ihre Gegner. Das kann 
Giorgia Meloni aber nicht, denn die linke 
Hälfte des Landes ist für sie immer noch 
Feindesland, nur Feindesland. So ist ihr 
Patriotismus ein halbierter Patriotis-
mus. Der noch immer nicht weit von ei-
nem ranzigen Hurrapatriotismus älterer 
Machart entfernt ist.

Außen- und Innenpolitik sind bei Gi-
orgia Meloni nicht aus einem Guss. Ih-
rer konstruktiven außenpolitischen Me-
thode steht innenpolitisch ein nach weit 
rechts zielender, sehr simpler und ziem-
lich konfuser Wille nach Rückkehr zu 
einer angeblich gloriosen Vergangenheit 
gegenüber: keine Ausländer; Vater, Mut-
ter, Kind(er); Sitte, Recht und Ordnung. 
Statt aber hämisch auf dieses Dilemma 
Melonis zu blicken, sollten die Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft besser 
mehr als bisher die Außen- und Europa-
politikerin Giorgia Meloni respektieren. 
Dass sie über einen guten Draht in die 
gegenwärtige US-Administration ver-
fügt, ist nicht ihr geringster Vorteil.

Die Legende vom 
ausgebremsten 
Bundeskanzler

ROBIN ALEXANDER

In Deutschland wird eine Legende 
erzählt. Sie entstand in dunklen 
Ecken des Internets, mittlerweile 

hat sie es in Zeitungskolumnen und 
Wortmeldungen im Fernsehen ge-
scha�t. Sie geht so: CDU und CSU 
würden von linken Koalitionspart-
nern daran gehindert, ihr Programm 
umzusetzen. Sie sollten daher mit 
der AfD zusammenarbeiten. Bis zur 
Bundestagswahl spielten in der Am-
pel die Grünen die Rolle der Schur-
ken. Da Friedrich Merz, zum ˜rger 
der Legendenerzähler, nun nicht mit 
der Ökopartei regieren muss, gelten 
die Sozialdemokraten als die großen 
Verhinderer.  Wer sich noch nicht 
traut, die Union zur Koalition mit der 
AfD aufzufordern, emp�ehlt ihr, eine 
Minderheitsregierung zu bilden, die 
sich auf wechselnde Mehrheiten 
stützt.

An diesem Wochenende hat die Le-
gende Hochkonjunktur, denn Merz 
hat seine CDU-Führung zu einer 
Klausurtagung eingeladen, bei der 
über die Landtagswahlen 2026 in 
Ostdeutschland und die dort starke 
AfD beraten werden soll. Da die Le-
gendenerzähler oft politisierende 
Feuilletonisten sind und ihre Kolum-
nen für Pointen schreiben, �nden sie 
schöne Bilder: Ausbrechen aus einem 
Kä�g müsse die Union. Oder die 
Brandmauer niederreißen.

Die Verben sind stark, doch die 
Analyse ist schwach. Wie alle erfolg-
reichen Legenden hat auch diese frei-
lich einen wahren Kern: Jede Partei 
ohne absolute Mehrheit muss Kom-
promisse machen, das ist schon im 
Verhältniswahlrecht so angelegt. In 
Koalitionsverhandlungen werden 
dann Kompromisse in verschiedenen 
Sachgebieten miteinander verrech-
net. An einer Stelle bekommt man 
mehr umgesetzt, etwa wenn die SPD 
dem CSU-Innenminister die Zurück-
weisungen an der Grenze durchge-
hen lässt, die Angela Merkel stets für 
unmöglich erklärte. An anderer Stelle 
bekommt man weniger. Und wenn 
die CDU in einem Politikfeld gar kein 
Wahlversprechen umsetzen kann, 
liegt es meist daran, dass ihr die CSU 
in den Rücken gefallen ist, oder die 
Realität, oder beide.

Wäre es für die Union mit der AfD 
leichter? Schauen wir konkret in die 
vergangene Woche. Da brachte die 
Regierung einen Gesetzentwurf ein, 
mit dem sie zum Wehrdienst zurück-
will. Die Union strebt eine Rückkehr 
zur echten Wehrp�icht an. Ihr Argu-
ment, es gelte einen Überfall Russ-
lands auf das Vaterland oder die 
Nato-Partner abzuschrecken, könnte 
konservativer nicht sein. Und tat-
sächlich tut sich die SPD schwer, 
kann sie sich nur zum �freiwilligen� 
Wehrdienst durchringen. Und die 
AfD? Sie scha�te es nicht einmal, ei-
nen Antrag zum Thema ins Parla-
ment einzubringen. Zwar steht eine 
Wehrp�icht in ihrem Grundsatzpro-
gramm, aber � wie immer, wenn es 
bei der AfD konkret wird � schaute 
Alice Weidel in den Spiegel, und der 
sagte ihr: �Du magst eine telegene 
Vorsitzende sein, aber hinter den sie-
ben Thüringer Bergen zwischen sie-
ben rechtsextremen Zwergen, da ist 
der Björn Höcke, tausendmal mächti-
ger als du!� Kein Antrag, keine Wehr-
p�icht, kein gar nichts, bekam Weidel 
zustande. Und wer schützt uns vor 
Putin? Als Weidel neulich auf einem 
Podium in ihrer Wahlheimat Schweiz 
gefragt wurde, wie sie zur westlichen 
Allianz stehe, sagte sie, im Falle ihrer 
Kanzlerschaft wolle sie eine Kommis-
sion einsetzen, die untersuchen wer-
de, ob die Nato wirklich ein Verteidi-
gungsbündnis sei.

Innenpolitisch gilt übrigens das 
Gleiche. Im linken Lärm über ge-
meinsame Abstimmungen von Uni-
on, BSW und AfD kurz vor der Bun-
destagswahl ging unter, welchen For-
derungen von CDU und CSU die AfD 
ihre Zustimmung verweigert hatte: 
denen zur Stärkung der inneren Si-
cherheit. Weder für die Ausweitung 
der Befugnisse der Nachrichten-
dienste noch die längere Speicherung 
von IP-Adressen oder die Datenaus-
wertung mit Künstlicher Intelligenz 
hoben die Rechtspopulisten die 
Hand. Die Union will Polizei, Bundes-
wehr, Nachrichtendienste stärken. 
Die AfD ist dazu erst bereit, wenn sie 
die Macht übernommen hat. 

SO IST DIE LAGE

GIORGIA MELONI �  

Es ist dunkel, nur ein Surren ist 
zu hören. In einer chinesischen 
Autofabrik schweißen Roboter-
arme an Karosserien, Maschinen 

sortieren Bauteile, Förderbänder laufen 
ohne menschliche Aufsicht. Wie weit 
die Automatisierung in der Industrie be-
reits vorangeschritten ist, zeigt das Wall 
Street Journal in einem Video. Ganze 
Hallen brauchen nicht mal mehr Licht. 

CHRISTINA ZUR NEDDEN

Was auf den ersten Blick nach Fort-
schritt aussieht, ist Ausdruck der wohl 
größten Herausforderung, vor der Chi-
nas Wirtschaft steht. Das Land ersetzt 
Menschen durch Maschinen, um den 
Mangel an Arbeitskräften zu kompensie-
ren, weil die Geburtenrate zu niedrig ist. 
Dazu kommt: Einwanderung ist in China 
politisch unerwünscht.

Aber Roboter konsumieren nicht. Sie 
kaufen keine Wohnungen, keine Klei-
dung, keine Smartphones. Damit fehlen 
der Wirtschaft die Konsumenten. Es wird 
mehr produziert als verkauft. Selbst 
wenn China seine Exporte extrem stei-
gert, stößt das Modell an Grenzen. Viele 
wichtige Märkte wie die USA und Europa 
kämpfen selbst mit alternden Gesell-
schaften, Schulden und stagnierender 

Nachfrage. Gleichzeitig erschweren Zölle 
und Strafmaßnahmen den Absatz chine-
sischer Produkte. China hat ein doppel-
tes Problem: zu wenig Konsumenten im 
Inland, zu viel Widerstand im Ausland.

Im Jahr 2022 schrumpfte die Zahl der 
Einwohner erstmals seit sechs Jahrzehn-
ten. Die Prognosen sind dramatisch. 
Laut Berechnungen der Vereinten Natio-
nen könnte die Einwohnerzahl von der-
zeit 1,4 Milliarden im Jahr 2050 auf 1,2 
Milliarden sinken, im Jahr 2100 sogar auf 
unter eine Milliarde. 

Die Krise ist selbst verschuldet. Seit 
Jahrzehnten begrenzte der Staat mit der 
Ein-Kind-Politik das Bevölkerungs-
wachstum, notfalls mit Zwangsabtrei-
bungen und Strafen. Nach Chinas 
Staatsgründung im Jahr 1949 wuchs die 
Bevölkerung rasant, die Regierung be-
fürchtete, dass die vielen Menschen 
nicht versorgt werden könnten. Die 
Maßnahme war e�ektiv � zu e�ektiv. 
Heute hat China eine der niedrigsten 
Geburtenraten der Welt. Im Schnitt be-
kommt eine Frau nur noch ein Kind. Das 
Durchschnittsalter liegt bei rund 39 Jah-
ren, bis 2050 wird fast die Hälfte der 
Chinesen über 60 Jahre alt sein.

Die Regierung versucht gegenzusteu-
ern: mit Kindergeld, Heiratskampagnen 
und Kursen über �Liebe und Familie�. 

Doch der Trend ist eindeutig. Immer we-
niger Menschen heiraten, immer mehr 
verzichten auf Kinder. In den Städten 
schrecken viele Paare vor der �nanziel-
len Belastung zurück � wegen hoher 
Wohnkosten und der enormen Ausgaben 
für Bildung und Betreuung. Die Kosten, 
ein Kind in China großzuziehen, liegen 
bei fast dem Siebenfachen des jährlichen 
Pro-Kopf-Einkommens � fast doppelt so 
viel wie in Deutschland. 

Politik für Zuwanderung lehnt Chinas 
Führung weitgehend ab. Zwar werden 
vereinzelt Spezialisten ins Land geholt, 
aber Chancen auf Einbürgerung gibt es 
kaum. Die ethnische Homogenität in 
China ist groß � mehr als 90 Prozent der 
Bevölkerung verstehen sich als Han-Chi-
nesen, die eine Sprache und Kultur tei-
len. Andere Kulturen und Religionen be-
trachtet die politische Führung auch als 
gesellschaftliches Risiko.

China wird alt, bevor es reich wird. 
Das Land altert in einer Phase, in der es 
den Wohlstand westlicher Industrielän-
der noch nicht erreicht hat. Lange hatte 
die Wirtschaft von dem demogra�schen 
Bonus vieler Arbeitskräfte und eines 
wachsenden Binnenmarktes gelebt. Im 
Jahr 2024 installierten chinesische Fab-
riken mehr als die Hälfte aller weltweit 
neu eingesetzten Industrieroboter. Ins-

gesamt sind mehr als zwei Millionen Ma-
schinen im Einsatz � mehr als in jedem 
anderen Land. Auch Demogra�e-Exper-
te Yi Fuxian von der University of Wis-
consin warnt, dass die Rechnung nicht 
aufgeht. China investiere zwar massiv in 
Künstliche Intelligenz und Robotik, um 
die wirtschaftlichen Folgen des Alterns 
abzufedern. �Doch diese Bemühungen 
können nur begrenzt wirken, weil Inno-
vation von jungen Köpfen abhängt. Au-
ßerdem konsumieren Roboter nicht, und 
Konsum ist der wichtigste Wachstums-
treiber jeder Volkswirtschaft.�

Zudem werde sich Chinas technischer 
Vorsprung verringern, wenn die Indust-
rie auch in anderen Ländern in ein KI-
getriebenes Zeitalter eintrete, so Yi wei-
ter. Der Markt werde das letzte Wort ha-
ben. �Die Schwächen durch unzurei-
chende Binnennachfrage werden immer 
deutlicher, was Jugendarbeitslosigkeit, 
sinkende Heirats- und Geburtenraten 
weiter verschärft � ein Teufelskreis.� 

Eine weitere Schwachstelle: Für einfa-
che, wiederholbare Aufgaben mag Auto-
matisierung eine Lösung sein. Doch in 
P�ege und Dienstleistungen, deren Be-
darf gerade durch die alternde Gesell-
schaft wächst, stößt sie an Grenzen. Zu-
dem braucht die Roboterindustrie Hun-
derttausende Fachkräfte � Ingenieure, 

Techniker, KI-Spezialisten �, die China 
bislang nicht ausbildet. Die Prognose des 
Demografen Yi Fuxian klingt entspre-
chend düster: �Das chinesische Jahrhun-
dert war ein kurzes.� Chinas wirtschaft-
liche Prognose sei noch düsterer als die 
japanische. 

Aber auch der Westen altert. In Euro-
pa, Japan und den USA sinkt die Gebur-
tenrate ebenfalls, die Erwerbsbevölke-
rung schrumpft, die Sozialsysteme gera-
ten unter Druck. Der Unterschied liegt 
weniger in der Tendenz als im Timing: 
Der Westen war bereits reich, bevor er 
alterte. Zudem decken viele westliche 
Länder ihren Bedarf an Arbeitskräften 
teilweise aus Ländern mit höheren Ge-
burtenraten.  

Einen besonderen Vorteil hat Peking 
dennoch. Über die �Neue Seidenstraße� 
und regionale Abkommen hat es einen 
wirtschaftlichen Ein�ussraum in Süd-
ostasien, Afrika und Teilen Lateinameri-
kas gescha�en. Hinzu kommt, dass der 
Machtanspruch der Kommunistischen 
Partei nicht vom individuellen Wohl-
stand abhängt. Pekings Ziel ist weniger 
ein reiches, als ein starkes China. Allein 
wegen seiner Größe bleibt es ein geopo-
litischer Faktor. Der Wettlauf mit dem 
Westen um die stärkste Ordnungsmacht 
ist noch lange nicht entschieden.

Roboter statt Migration 
In China fehlen Arbeitskräfte, weil die Geburtenraten zu niedrig sind. Ersetzen sollen sie Automaten  – aber der Plan geht nicht auf

die 
den zwei Gesichtern
FRAU mit  
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Trumps Friedensplan soll sichtbar 
werden, buchstäblich auf dem Bo-
den des Gaza-Streifens. Die israe-
lischen Streitkräfte seien beauf-

tragt, die gelbe Linie für die erste Stufe 
ihres Rückzugs wirklich mit gelben Mar-
kierungen auf den Straßen und Feldern 
einzuzeichnen, teilte das Verteidigungs-
ministerium mit. Zudem solle die Linie 
den Terroristen der Hamas verdeutlichen, 
beim Überschreiten welcher Grenze sie 
mit Beschuss rechnen müssen.

DANIEL�DYLAN BÖHMER

Das klingt so, als sei der Unterschied 
zwischen Frieden und Krieg bereits genau 
zu de�nieren. Aber der ist in Wahrheit 
keineswegs klar � ebenso wenig, wo die 
Linie dazwischen eigentlich verläuft.

Am Ende dieser Woche, in der Donald 
Trump nach Jerusalem reiste, um das En-
de des Krieges und den Beginn des von 
ihm vorgegebenen Friedensprozesses zu 
erklären, ist völlig unklar, wie und ob es 
weitergeht. Noch läuft Phase 1. Sie bein-
haltet ein Ende der Kampfhandlungen, 
verstärkte Hilfslieferungen unter Aufsicht 
der Vereinten Nationen und eben den 
Rückzug der Israelis auf jene gelbe Linie. 
Es ist ungewiss, ob Phase 2 jemals begin-
nen wird: Entwa�nung der Hamas, der 
weitere Rückzug Israels, Einsetzung einer 
Technokraten-Regierung sowie die Siche-
rung des Küstenstreifens durch eine inter-
nationale Schutztruppe. Die Islamisten 
geben nicht zu erkennen, dass sie bereit 
wären, ihre Wa�en abzugeben. Tatsäch-
lich weist vieles darauf hin, dass sie ihre 
Herrschaft noch tiefer verankern wollen.

Etwa dreißig Menschen hat die Ha-
mas nach unterschiedlichen Quellen 
seit Beginn des Wa�enstillstands 

exekutiert. Es sollen Angehörige von Ban-
den und Familien sein, die mit Israel kol-
laboriert haben. Nach Angaben der Orga-
nisation �Center for Peace Communicati-
ons�, die über Quellen in Gaza verfügt, 
soll unter den getöteten sogar ein fünfjäh-
riges Kind sein. �Haaretz� berichtet, die 
Hamas sammele derzeit die noch bei an-
deren militanten Gruppen vorhandenen 
Wa�en ein, um sich selbst wieder auszu-
rüsten. Zudem stockt die Übergabe der 
getöteten Geiseln. Bisher wurden die 
sterblichen Überreste von zehn Ver-
schleppten übergeben, die letzte Überga-
be fand am Freitagabend statt. Es fehlen 
jetzt noch 18. Die Suche nach den Orten, 
an denen die Hamas ihre Leichen begra-
ben hat, wird erschwert durch Verwüstun-
gen des Krieges. Mitunter wurden jene 
Terroristen getötet, die wussten, wo die 
Geiseln vergraben wurden. Amerikani-
sche, ägyptische und katarische Spezialis-
ten helfen bei der Suche. In Jerusalem 
wächst die Ungeduld.

�Was in den letzten Tagen in Gaza ab-
läuft, ist sehr besorgniserregend�, sagte 
Israels Vize-Außenministerin Sharren 
Haskel zu WELT AM SONNTAG und an-
deren Journalisten. �Es scheint, als wolle 
die Hamas uns provozieren.� Sie meint 
nicht nur die Frage ihrer Entwa�nung 
und die Übergabe der Geiseln, sondern 
auch die grausamen Machtdemonstratio-
nen gegenüber der eigenen Bevölkerung. 
�In den vergangenen Tagen wurden hun-
derte, wenn nicht tausende Menschen von 
der Hamas verschleppt, gefoltert und ge-
tötet�. Israel sei den Wa�enstillstand �in 
gutem Glauben� eingegangen, man habe 
Garantien von den USA und anderen Be-
teiligten erhalten. Angesichts der großen 
Zweifel unter Experten und Politikern: 

Glaubt Israel denn, sich darauf verlassen 
zu können? �Jetzt sind vor allem jene Län-
der gefragt, die den besten Kontakt zur 
Hamas haben, etwa Katar und die Türkei�, 
sagt Haskel. Schließlich hätten auch Doha 
und Ankara Garantien gegeben.

Wer mit anderen Beteiligten spricht, 
versteht, dass in der Frage der Entwa�-
nung mehrere Faktoren zusammenhän-
gen � und einander derzeit blockieren. 
Trumps Friedensplan ist eher vage formu-
liert. Welche Wa�en die Hamas abgeben 
soll und an wen, ist nicht genau erklärt. 
Nach Vorstellungen arabischer Beteiligter 
sollen die Wa�en von einer neuen palästi-
nensischen Polizei in Gaza eingesammelt 
werden, die von der künftigen internatio-
nalen Friedenstruppe beaufsichtigt und 
geschützt wird.

Nach Informationen westlicher Diplo-
maten ist die Frage, an wen die Wa�en 
übergeben werden, gerade der Haupt-
punkt, an dem die Hamas sich querstellt. 
Wenn sie die Wa�en an Israel abgäbe, 
würde das in ihren Augen o�enbar wie die 
Bestätigung einer Niederlage gegenüber 
dem jüdischen Staat aussehen. Das würde 
ihrer ö�entlichen Darstellung widerspre-
chen: Nämlich dass die Hamas den Waf-
fenstillstand und Rückzug der Israelis er-
kämpft habe � und damit die eigentliche 
Siegerin sei. Eine Übergabe an palästinen-
sische Polizisten könnte dieses Image-
Problem kosmetisch lösen helfen. Doch 
eine palästinensische Polizei in Gaza 
müsste sogar nach der Logik der arabi-
schen Verbündeten Israels von der Paläs-
tinensischen Behörde (PA) gestellt wer-
den, die aktuell nur im Westjordanland 
herrscht. Israels Regierung hat wiederholt 
erklärt, dass sie keine Rolle für die PA in 
Gaza sehe. Der Friedensplan erwähnt nur 
allgemein, dass die Behörde eingebunden 
werden solle. Der Grund dürfte sein, dass 
die PA als Element einer zukünftigen 
Zwei-Staaten-Lösung gescha�en wurde, 
die von der Regierung Netanjahu abge-
lehnt wird. Im Trump-Plan ist sie aber als 
mögliches Fernziel erwähnt.

So hängen die praktischen Probleme 
mit den Grundfragen im Nahen Os-
ten zusammen. �An dem Punkt der 

Entwa�nung hängt derzeit alles, aber sie 
ist nicht die einzige Voraussetzung�, sagt 
Lana Nusseibeh, Staatsministerin im Au-
ßenministerium der Vereinigten Arabi-
schen Emirate und Sondergesandte des 
emiratischen Außenministers zu WELT 
AM SONNTAG und anderen Medien. 
�Damit der Friedensplan funktioniert, 
müssen deutlich mehr Hilfslieferungen 
nach Gaza gelangen und es muss ein 
glaubwürdiger Weg zu palästinensischer 
Staatlichkeit festgelegt werden.� Zudem 
müsse die Gewalt jüdischer Siedler gegen 
Palästinenser im Westjordanland ge-
stoppt werden, damit kein neuer Herd der 
Radikalisierung entstehe.  

Die Vereinigten Arabischen Emirate, 
die 2020 im sogenannten Abra-
ham-Vertrag Frieden mit Israel 

schlossen und in engem Austausch mit Je-
rusalem wie Washington stehen, waren 
mit 1,8 Milliarden Euro der größte huma-
nitäre Spender für die Menschen in Gaza. 
Diese Unterstützung ebenso wie die me-
dizinischen Evakuierungen werde weiter-
gehen, unterstreicht Nusseibeh. Auch 
beim Wiederaufbau könnten die Emirate 
helfen. Aber dafür müssten die Bedingun-
gen stimmen: �Unsere Hilfe für den Wie-
deraufbau hängt von einem klaren politi-
schen Horizont ab � von einer Perspektive 
für palästinensische Staatlichkeit. Wenn 
das absehbar ist, sind wir voll dabei.� 

wird eine Rolle spielen, aber hinter Ka-
tar und ˜gypten.

WAMS: Wie kann die Hamas sich hal-
ten? Die Menschen in Gaza leben in 
katastrophalen Umständen und seh-
nen sich nach Frieden.
MILSHTEIN: Die Islamisten herrschen 
dort seit zwei Jahrzehnten und betrei-
ben intensive Gehirnwäsche. Sie küm-
mern sich nicht um Krankenhäuser 
oder Hilfslieferungen, aber sehr um die 
Bildung, um die Gedanken der Men-
schen zu kontrollieren. Trotzdem: 
Wenn es heute demokratische Wahlen 
gäbe, würden wohl die meisten Nein sa-
gen zur Hamas. Viele verstehen, welche 
Katastrophe sie ihnen beschert hat. 
Aber es gibt weiter eine kleine, aber 
starke Minderheit, die sich mit der Ha-
mas verbündet. Solange das so ist, lau-
tet die Frage für die Menschen weniger, 
ob sie für die Hamas sind. Sondern um-
gekehrt: Ob die Hamas für sie ist. Weil 
sonst ihr Leben in Gefahr ist. Das äh-
nelt dem, wie sich das Regime im Iran 
hält. Die Hamas ist �exibel und passt 
sich schnell den neuen Umständen an. 
Viel braucht sie nicht. Wie ich höre, 
kostet im Gaza-Streifen ein Kilo Zucker 
mehr als ein AK-47-Gewehr.

WAMS: Strategisch hat sich in dieser 
Woche viel geändert. Alle lebenden 
Geiseln sind zurück in Israel, damit 
hat die Hamas ihr größtes Druckmit-

N
ach der Rückkehr aller 
lebenden Geiseln nach 
Israel soll in der 
nächsten Phase von 
Trumps Friedensplan 
die Hamas ihre Wa�en 
abgeben. Kann das ge-

lingen? Kaum ein Experte kennt die 
Terrororganisation besser als Michael 
Milhstein, ehemaliger Leiter der Paläs-
tinenser-Abteilung des israelischen Mi-
litärgeheimdienstes.

PHILIP VOLKMANN�SCHLUCK

WELT AM SONNTAG: Seit dem Waf-
fenstillstand tritt die Hamas im Ga-
za-Streifen viel sichtbarer auf, ihre 
Kämpfer töten palästinensische Geg-
ner in aller Ö�entlichkeit. Hat der 
Trump-Deal die Islamisten stärker 
gemacht?
MICHAEL MILSHTEIN: Zunächst ein-
mal sehen wir: Die Hamas existiert 
auch zwei Jahre nach dem härtesten 
Kon�ikt zwischen Israel und den Paläs-
tinensern weiter und bleibt die domi-
nierende Kraft im Gaza-Streifen. Die 
Menschen, die sie hinrichten, sind Mit-
glieder von anderen Banden, Clans und 
Milizen, einige von ihnen wurden von 
Israel bewa�net. Weil es in Israel die 
Fantasie gibt, dass man eine Alternative 
zur Hamas scha�en könnte. Ich habe 
mit meinen Kontakten im Gaza-Strei-
fen telefoniert, die mir sagten, was jetzt 
geschehe, sei eine �natürliche Sache�. 
Erstens zeige die Hamas, dass sie die 
erste Adresse ist, um Palästinenser da-
von abzuhalten, mit Israel zusammen-
zuarbeiten. Zweitens will sie demonst-
rieren, dass sie mächtig ist, obwohl sie 
fast 90 Prozent ihrer Kommandeure 
und 25.000 Mitglieder des militäri-
schen Flügels verloren hat.

WAMS: US-Präsident Trump hat die-
ses Vorgehen als �okay� bezeichnet. 
Wie passt das mit seiner Ankündi-
gung zusammen, dass die Terrormiliz 
entwa�net wird und der Krieg vorbei 
ist?
MILSHTEIN: Sie verlangen von mir, 
dass ich in Trumps Kopf hineinschaue 
und diese Widersprüche au�öse. Das ist 
unmöglich. Das grüne Licht, das er der 
Hamas zur Auslöschung der gegneri-
schen Milizen gegeben hat, ist schlicht 
nicht in Einklang zu bringen mit seiner 
Ansage, dass sie ihre Wa�en abgeben 
muss. Die Menschen im Gaza-Streifen 
haben sofort verstanden, dass es hinter 
den Kulissen eine Absprache zwischen 
den USA und der Hamas gibt. Die Un-
terhändler Steve Witko� und Jared 
Kushner haben sich in Scharm al-
Scheich mit Hamas-Mitgliedern getrof-
fen. Ich kenne die DNA der Hamas, sie 
wird ihre Wa�en niemals abgeben.

WAMS: Was folgt daraus?
MILSHTEIN: Ich vermute, dass es Ver-
suche geben wird, eine Art Kompromiss 
zu �nden. Zum Beispiel, dass die Ha-
mas nur ihre defensiven Wa�en behält, 
also Gewehre und tragbare Granatwer-
fer, aber nicht die o�ensiven Wa�en 
wie Raketen. Da sie derzeit so gut wie 
keine Raketen mehr hat, wäre das kein 
Problem.

WAMS: Laut Friedensplan sollen sich 
auch die arabischen Staaten bei der 
Neuordnung des Gazas-Streifens ein-
bringen. Können sie nicht Druck auf 
die Hamas ausüben, damit sie ihren 
Machtanspruch aufgibt?
MILSHTEIN: Druck ausüben kann na-
türlich Katar � das aber der Hamas ver-
bunden ist und eigentlich nicht will, 
dass sie in Gaza schwach ist. Aber Katar 
könnte die Hamas wohl von diesem 
Kompromiss überzeugen: dass sie ihre 
Gewehre behalten, aber nicht mehr an 
Drohnen, Raketen und Marinekom-
mandos denken. Auch ̃ gypten ist wich-
tig. Das Land ist ideologisch nicht mit 
der Hamas verbunden, aber führt einen 
engen Dialog mit ihr. So hieß es jetzt 
aus Kairo, dass die Hamas kurz davor 
stehe, diesem Vorschlag zuzustimmen: 
dass sie ihr Wa�enarsenal einfrieren, 
also keine neuen Wa�en mehr beschaf-
fen. Der zweite Schritt wäre dann, den 
Druck auf Trump zu erhöhen.

WAMS: Druck auf Trump?
MILSHTEIN: Vor allem Katar hat einen 
großen Ein�uss auf Trump. Sie werden 
versuchen, ihm zu sagen: Der erreichte 
Kompromiss ist zwar nicht die ideale 
Lösung, aber die am wenigsten schlech-
te Alternative. Die Hamas könnte noch 
zustimmen, zwar keine internationalen 
Truppen, keine Brigaden und Bataillone 
nach Gaza hereinzulassen, aber eine 
begrenzte Zahl von internationalen Be-
obachtern und Beratern. Die Katarer 
haben eine Art Zauberpulver, wenn sie 
mit Trump sprechen, nämlich Geld und 
gute Geschäfte. Sie können Trump zu 
mehreren Vereinbarungen bringen.

WAMS: Der Trump-Plan sieht vor, 
dass im Gaza-Streifen eine zivile Ver-

waltung ohne Hamas aufgebaut wird. 
Ist das auch eine Illusion?
MILSHTEIN: Nein, das ist möglich. Es 
gibt schon lange den Plan, dass ein Rat 
mit 15 Personen die Regierung der Ha-
mas ersetzen soll. Wissen Sie, was die 
Hamas schon vor einem Jahr dazu ge-
sagt hat? Sie haben kein Problem damit. 
Auch nicht, wenn die von ihnen ver-
hasste Autonomiebehörde aus Ramal-
lah beteiligt wäre. Als ich meine Kon-
takte im Gaza-Streifen fragte, wie das 
sein kann, erklärten sie mir das so: Weil 
es ein kosmetischer Trick ist, eine Art 
Tarnung. Wie im Libanon, wo es eine 
zivile Regierung gibt, aber die Hisbollah 
weiter existiert. Hamas hat also keine 
Angst vor einer Art neuem Regime ��so 
lange sie Wa�en, Netzwerk und Infra-
struktur behält.

WAMS: Im Gespräch ist auch, dass 
die Türkei Truppen nach Gaza ent-
sendet. Aber steht Erdogan der Ha-
mas dafür nicht ideologisch zu nah?
MILSHTEIN: Die Türkei ist vor allem 
dabei, weil Trump gesagt hat, Erdogan 
ist ein großartiger Kerl, ich möchte ihn 
dabeihaben. Ja, die Türkei, ist wie Katar 
ideologisch mit der Muslimbruder-
schaft verbunden. Israel würde eine 
Entsendung von Truppen ziemlich si-
cher nicht zustimmen. Aber derzeit 
hilft ein türkisches Militärteam dabei, 
die verstorbenen israelischen Geiseln 
im Gaza-Streifen zu �nden. Die Türkei 

Der ehemalige Leiter der palästinensischen Abteilung 
des israelischen Militärgeheimdienstes forscht am 
Moshe Dayan Center der Tel Aviv University. Er studierte 
Geschichte des Nahen Ostens und promovierte über die 
palästinensische Nationalbewegung. Milshtein beobach-
tet Dynamiken in der Hamas, Fatah und der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde und überwachte für die 
Behörde Cogat den Warenverkehr zwischen Israel und 
dem Gaza-Streifen.

Die 
HAMAS 
wird 
niemals 
ihre 
Wa�en 
abgeben

Michael Milshtein
Nahost-Experte

Viele Hürden für  
den Friedensplan
Einblicke in die schwierigen Verhandlungen zeigen:  
Ob die nächste Phase beginnt, ist ungewiss 

tel aus der Hand gegeben. Welche Op-
tionen hat Israel jetzt?
MILSHTEIN: Wir müssen uns klarma-
chen, dass wir uns in einer Grauzone 
be�nden. Die zweite und komplizier-
teste Phase des Deals um die künftige 
Ordnung im Gaza-Streifen hat noch 
nicht begonnen. Wie gesagt, eine Ent-
wa�nung der Hamas wird es nicht ge-
ben. Trump hat vorgeschlagen, dass der 
ehemalige britische Premier Tony Blair 
als eine Art Pate des palästinensischen 
Lokalregimes fungieren soll. Auch das 
wird die Hamas nicht zulassen, sie has-
sen Blair und haben ihn bereits als 
�Bruder des Teufels� bezeichnet. Ich 
fürchte, dass Trump nicht versteht, 
dass das so nicht funktionieren wird. 
Israel steckt in einem tiefen Dilemma. 
Was passiert, wenn der Geheimdienst 
morgen Informationen hat, dass ir-
gendeine Gruppe plant, Raketen auf Is-
rael zu schießen � ist das bereits ein 
Bruch der Wa�enruhe, dürfen wir dann 
angreifen? Oder wenn Wa�en aus 
˜gypten nach Gaza geschmuggelt wer-
den? Im Libanon haben wir vor einem 
Jahr einen Wa�enstillstand unterzeich-
net, aber schießen trotzdem, sobald 
sich die Hisbollah irgendwo militärisch 
neu gruppiert.

WAMS: Wenn sich die Lage so wie im 
Libanon entwickelt, geht der Krieg 
im Gaza-Streifen de facto weiter. An 
Wiederaufbau wäre nicht zu denken.
MILSHTEIN: Das ist der Haken. Weil 
Trump allen garantiert hat, dass Israel 
den Krieg nicht fortsetzen wird, auch 
der Hamas. Wir ziehen unsere Armee 
also aus dem Inneren des Gaza-Strei-
fens ab, wo sich derzeit die meisten Pa-
lästinenser be�nden. Hinter die gelbe 
Linie, die im Friedensplan festgelegt 
wurde. Dort werden wir festsitzen und 
nicht in der Lage sein, das Gebiet zu 
kontrollieren. Wir sind gefangen zwi-
schen der strategischen roten Linie, 
die wir selbst für uns festgelegt haben 
� nämlich dass wir keine Bedrohung 
von Israels Sicherheit aus dem Gaza-
Streifen zulassen � und der gelben Li-
nie, also der Realität, hinter der wir zu-
rückbleiben müssen. Auch das erinnert 
fatal an den Libanon bis zum Beginn 
der 2000er-Jahre. Damals hielten wir 
ein Stück Land als Sicherheitszone be-
setzt, aber hatten kaum Ein�uss auf 
die Hisbollah, die im Land aufgerüstet 
hat. Vor diesem Szenario habe ich wirk-
lich Angst.

WAMS: In der israelischen Regierung 
gibt es laute Stimmen, den Krieg ein-
fach fortzusetzen. Wie wahrschein-
lich ist das?
MILSHTEIN: Niemand kann vorherse-
hen, ob Trump vielleicht in zwei Wo-
chen sagt, die Hamas lässt sich nicht 
entwa�nen, also greift sie jetzt an. Ja, 
die nationalreligiösen Koalitionspart-
ner wie Itamar Ben Gvir und Bezalel 
Smotrich lehnen den Friedensplan ab. 
Aber sie haben sich gefügt und die Koa-
lition nicht verlassen. Für mich sieht es 
nicht so aus, als wären sie an Neuwah-
len interessiert. Die Situation kann also 
noch lange so bleiben.

WAMS: Nach zwei Jahren Krieg und 
Zerstörung in Gaza ist Israel interna-
tional isoliert. Steht Jerusalem nicht 
unter Druck, die Lage zu beruhigen?
MILSHTEIN:   Die Regierung �cht das of-
fenbar weniger an, aber die Menschen in 
Israel sind wegen dieser Isolation äu-
ßerst besorgt. Wir werden zu einer Art 
Paria-Staat. Das gefällt uns nicht, wir 
wollen nicht Nordkorea sein. Wenn Isra-
elis ins Ausland reisen, werden sie als 
Kriegsverbrecher beschimpft. Ich ho�e, 
dass sich der internationale Status wie-
der verbessert, wenn der Krieg vorbei ist.  

WAMS: In Deutschland wird bereits 
darüber gesprochen, welchen �nan-
ziellen Beitrag wir für den Wieder-
aufbau von Gaza leisten können. In 
der Vergangenheit pro�tierte die Ha-
mas von Hilfsgeldern. Was muss jetzt 
besser laufen?
MILSHTEIN: Die gleiche Frage sollte 
sich Israel mit Blick auf Katar stellen, 
das bereit ist, seine Geldbörse zu ö�-
nen. Wir müssen sicher sein, dass die 
Mittel nicht von der Hamas verwendet 
werden. Vor mehr als zehn Jahren gab 
es das Projekt Gaza Reconstruction 
Mechanism, das nach dem Krieg im 
Jahr 2014 die Lieferung von Baumateri-
alien streng überwachte. Natürlich hat 
die Hamas versucht, Kupfer und eben 
Zement für ihre Tunnel zu stehlen. 
Aber das System war recht e�ektiv. Lei-
der wurde es nach ein paar Jahren auf-
gegeben. Die Amerikaner und Europäer 
könnten gemeinsam die Kontrollen 
übernehmen � das wäre besser als die 
Vereinten Nationen. Die Menschen in 
Gaza sehnen sich nach internationaler 
Unterstützung. Stellen Sie sich vor, 80 
Prozent der Schulen sind zerstört. Das 
ist verrückt. Ein Freund aus Gaza sagte 
mir: Seine Heimat muss nicht wieder 
auf-, sondern ganz neu gebaut werden.

Der wegen Betrugs und Identitäts-
diebstahls zu sieben Jahren Haft 
verurteilte ehemalige republika-

nische Abgeordnete George Santos ist 
nach einer Strafmilderung durch US-
Präsident Donald Trump aus dem Ge-
fängnis entlassen worden. Santos habe 
die Strafanstalt in New Jersey verlassen 
und sei �auf dem Weg nach Hause�, teil-
te sein Anwalt Joseph Murray mit. 
Trump erklärte in seinem Onlinedienst 
Truth Social, Santos habe lange Zeit in 
Einzelhaft verbracht und sei �allem An-
schein nach furchtbar misshandelt� 
worden. �Zumindest hatte Santos den 
Mut, die Überzeugung und die Intelli-
genz, immer republikanisch zu wählen�, 
fügte Trump hinzu. Deshalb habe er �ei-
ne Strafmilderung unterzeichnet, mit 

der George Santos sofort aus dem Ge-
fängnis entlassen wird�.

Santos trat im Juli seine Haftstrafe 
an, nachdem er im April zu insgesamt 
sieben Jahren und drei Monaten Ge-
fängnis verurteilt worden war. Die 
Staatsanwaltschaft legte Santos eine 
�dreiste Verbrechensserie� zur Last, bei 
der dieser Identitätsdiebstahl begangen, 
�nanzielle Daten von Wahlkampfspen-
dern gestohlen und sich unerlaubter-
weise Geld auf sein Wahlkampf- und 
sein persönliches Konto überwiesen ha-
be. Laut einer Untersuchung des Ethik-
ausschusses des US-Kongresses verwen-
dete Santos das gestohlene Geld unter 
anderem für Botox-Behandlungen, eine 
Porno-Internetseite, italienische Luxus-
güter und Urlaube.� AFP

Santos aus Haft entlassen

Trumps Plan sieht vor, dass die 
Islamisten entmachtet werden. 
Aber sie haben Chancen, sich mit 
einem Trick zu halten, sagt der 
israelische Ex-Geheimdienstler 
Michael Milshtein
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K
urz nach Israels Sieg 
im Unabhängigkeits-
krieg 1948 war die Zu-
versicht unter den Ju-
den der Welt und den 
Israelis groß. Viele 
von ihnen glaubten, es 

werde über kurz oder lang zu den 
zwei Staaten kommen, die im Tei-
lungsplan der Vereinten Nationen 
vorgesehen waren: einem jüdischen 
und einem arabischen Staat. Palästi-
nenser im heutigen Sinne des Wor-
tes kannte man damals nicht.

Als der Gründer des Jüdischen 
Weltkongresses, Nahum Goldmann, 
mit ebendiesem Frohsinn auf Israels 
ersten Premierminister David Ben-
Gurion stieß, antwortete dieser düs-
ter: �Ich verstehe Ihren Optimismus 
nicht. Warum sollten die Araber 
Frieden schließen? Wenn ich ein ara-
bischer Anführer wäre, würde ich 
niemals mit Israel Abkommen 
schließen. Das ist ganz logisch: Wir 
haben ihnen ihr Land genommen. 
Sicher, Gott hat es uns versprochen, 
aber was bedeutet das schon für sie? 
Unser Gott ist nicht der ihre. Wir 
kommen aus Israel, das stimmt, aber 
vor zweitausend Jahren, und was 
geht das sie an? Es hat Antisemitis-
mus gegeben, die Nazis, Hitler, 
Auschwitz, aber war das ihre Schuld? 
Sie sehen nur eines: Wir sind hier-
hergekommen und haben ihr Land 
gestohlen. Warum sollten sie es ak-
zeptieren?� 

Wenn es eine Lehre aus dem Mas-
saker des 7. Oktober 2023 gibt, dann 
ist es die: Sie akzeptieren es nicht. 
Bis heute. Wer das kürzlich endlich 
ins Deutsche übersetzte Standard-
werk des israelischen Historikers 
Benny Morris mit dem Titel �1948� 
über den ersten arabisch-israeli-
schen Krieg liest, der wird verblü�t 
sein, dass sich die damalige Wort-
wahl der arabischen Seite bis heute 
in einigen Kreisen nicht verändert 
hat. Das Ziel sei es �� hieß es in den 
späten 1940er-Jahren �, in einem 
�Heiligen Krieg� �die Juden ins Meer 
zu treiben� oder sie zu töten, aber 
bloß nicht sofort. Viele israelische 
Opfer wurden damals mit ihren ab-
geschnittenen Genitalien im Mund 
geborgen. Die Bilder ähneln denen, 
die man nach dem 7. Oktober sah. 
Tod und Terror waren der Wunsch. 
Zuweilen ging er in Erfüllung. Dass 
der Dschihad 1948, 1967, 1973, 2023 
nicht erfolgreich war, lag an Israels 
Stärke. Sie, sie allein, ist die Gewähr 
für eine jüdische Existenz im Nahen 
Osten. Die Hamas bezweifelte sie � 
und verlor.

Doch sie hat daraus keine Schlüs-
se gezogen. Wer die Bilder über die 
Massenerschießungen der Terror-
gruppe von angeblichen Kollabora-
teuren im Gaza-Streifen wenige 
Stunden nach dem Abzug der Israe-
lis sieht, der weiß: Noch immer ist 
Ben-Gurions Pessimismus nichts an-
deres als der Wirklichkeitssinn eines 
Politikers, der die Region kannte. Es 
wird keine Ruhe im Gaza-Streifen 
geben, solange dort die Extremisten, 
wie immer sie sich nennen mögen, 
das Sagen haben. Dieses Sagen wer-
den sie behalten.

Kaum etwas spricht dafür, dass 
die Hamas verschwinden wird. Wer 

soll ihre Macht zerstören, wenn 
nicht die Israelis selbst?

Es war ein Trauerspiel zu sehen, 
wie der so gebrechliche wie politisch 
korrupte Palästinenserpräsident 
Mahmud Abbas sich auf dem Gipfel 
in Kairos mühte, irgendeine Bedeu-
tung vorzugaukeln. Er ist nicht mehr 
als eine Rand�gur, allenfalls in der 
Lage, die Palästinenser im Westjor-
danland zugunsten seiner vergreis-
ten Führungsclique hinters Licht zu 
führen.

Wundert sich kein westlicher Po-
litiker, warum es im Ein�ussgebiet 
von Abbas nicht die kleinste Spur ei-
ner demokratischen Bewegung gibt, 
welche die Freiheit, die Gewaltentei-
lung und den Rechtsstaat einfor-
dert? Wo sind die VÆclav Havels und 
Lech Wa��sas Palästinas? Es gab sie 
nie und gibt sie bis heute nicht � und 

das liegt wahrlich nicht an Israels 
Politik. Doch wer, wenn nicht die Pa-
lästinenser selbst, sollten den Gaza-
Streifen � schon vor dem israeli-
schen Einmarsch eine Hölle auf Er-
den � überzeugend befrieden, Wohl-
stand und Stabilität bringen?

Die internationale Gemein-
schaft hat darauf derzeit nur 
eine Antwort: Beso�enheit. 

Sie ist berauscht von der Idee, eine 
internationale Friedenstruppe wer-
de dort den ersehnten Glückszu-
stand bringen. Sicher, träumen darf 
jeder. Doch woher stammt die Zu-
versicht? Welches Beispiel einer in-
ternationalen Truppenpräsenz der 
vergangenen dreißig Jahren hat je-
mals die erwünschten Ziele erreicht, 
die man sich gesetzt hatte � vom 
Einsatz in Afghanistan bis zum Irak? 
Seit 1978 soll die UNIFIL den Waf-
fenstillstand zwischen Israel und 
dem Libanon überwachen. Vierzig 
Staaten waren oder sind Teil der 
Truppe, darunter Frankreich, das 
nun glaubt, in Gaza den Frieden zu 
bringen. In diesen fast fünfzig Jah-
ren haben die Soldaten der Verein-
ten Nationen nichts erreicht. 
Schlimmer noch: Sie haben weder 
den Wa�enschmuggel der Hisbollah 
noch den Ausbau ihrer Raketensilos 
unterbunden. Bis heute schippert 
Deutschlands Marine als Teil dieser 
Mission vor Libanons Küste. Im Juni 

ist das Mandat sogar noch verlängert 
worden. Hätte die Bundeswehr an-
stelle dessen in den Jahren an der 
Kieler Woche teilgenommen, wäre 
ihr Einsatz sinnvoller gewesen. Frie-
densmission einer Staatengemein-
schaft im Gaza-Streifen? Der neu-
este Witz der Weltgeschichte.

Vielleicht aber wird die von der 
Türkei geforderte Truppenbe-
teiligung zusammen mit ara-

bischen Staaten die Wende bringen? 
In diesem Fall machte man den Bock 
zum Gärtner. Der türkische Staats-
präsident Recep Tayyip Erdogan 
stand vom 8. Oktober 2023 an auf 
der Seite der Hamas. Durch seine 
Drohung, das Gipfeltre�en in Kairo 
in dieser Woche zu boykottieren, 
sollte Israels Premierminister Benja-
min Netanjahu teilnehmen, erreich-

te er den Ausschluss gerade des 
Staates, der am 7. Oktober angegrif-
fen worden war und ohne den jegli-
che Vereinbarung das Papier nicht 
wert ist, auf dem sie steht. Wer eine 
türkisch-arabisch-europäische Trup-
penallianz im Gaza-Streifen ohne is-
raelische Beteiligung wünscht, der 
wird im schlimmsten Fall verschie-
dene Formen der Kollaboration mit 
Terroristen erleben oder � wie bei 
der UNIFIL im Libanon � im besse-
ren Fall ein allgemeines Wegschauen 
vor den Mord- und Angri�splänen, 
die in irgendwelchen Tunneln ausge-
heckt werden. So wie es derzeit 
schon im Gange ist: Wie konnte man 
es zulassen, dass die Hamas wieder 
die Straßen beherrscht? Wie recht-
fertigt man das eigene Klagen darü-
ber, dass Israel unter diesen Bedin-
gungen den Grenzübergang zu 
˜gypten geschlossen hält?

Überhaupt ˜gypten und die ande-
ren arabischen Staaten! Sie mögen 
zähneknirschend ihren Frieden mit 
Israel geschlossen haben, aber es 
blieb all die Jahre über � Abraham-, 
Isaak- oder Jakob-Abkommen hin 
oder her � stets ein kalter Frieden, 
ein Nebeneinanderherleben, ohne 
den arabischen Wunsch nach Ver-
söhnung und Austausch, geboren 
einzig aus der Einsicht heraus, Israel 
nicht von der Karte wischen zu kön-
nen. Wäre Israel schwach und das 
Land von der Größe Hessens derart 

militärisch aufgestellt wie Portugal, 
in dem auch nur zehn Millionen 
Menschen leben, würde morgen wie-
der der große arabische Krieg aus-
brechen. Kein einziger arabischer 
Staat widersprach, als Erdogan dar-
auf setzte, Israel von den Gesprä-
chen auszuschließen. Nicht einmal 
das Gastgeberland ˜gypten � und 
das obgleich seit 1979 Frieden zwi-
schen den beiden Staaten herrscht.

Und die Weltgemeinschaft? Nur 
einige Monate, nachdem die Verein-
ten Nationen für einen unabhängi-
gen jüdischen Staat gestimmt hat-
ten, waren im ersten arabisch-israe-
lischen Krieg 1948 nicht wenige der 
Regierungen, die eben noch für die 
Zweistaatenlösung eingetreten wa-
ren, der Meinung, die Resolution 
zurückzunehmen. Dass es nicht da-
zukam, war nicht das Ergebnis bes-
serer Einsicht, sondern der Blick 
auf die Geländegewinne der jungen 
israelischen Armee. Wer sich als jü-
discher Staat auf die Weltgemein-
schaft verlässt, ist verlassen � 1948 
genauso wie heute.  

Was folgt daraus? Israel 
muss gestattet sein, um 
der eigenen Sicherheit 

willen im Gaza-Streifen eingreifen 
zu können. Die Kontrolle der Grenze 
zu ˜gypten darf keiner internationa-
len Truppe übergeben werden, allen-
falls einer einzigen Armee � der 
amerikanischen. Sollte dies nicht 
umgesetzt werden, muss Israel für 
die Grenzsicherung allein verant-
wortlich sein. Darüber hinaus ist das 
Land gut beraten, auf eine breite Si-
cherheitszone im Gaza-Streifen zu 
beharren.

Warum nimmt übrigens Kairo den 
Gaza-Streifen nicht zurück? Bis 1967 
gehörte er zu diesem Land. Das Re-
gime ist darin erfahren, all die Bevöl-
kerungsteile niederzukartätschen, 
die ihm missfallen. Und sollte es 
misslingen und Kräfte vor Ort Israel 
angreifen, wäre dies ein Kriegs-
grund. Kairo wird sich unter diesen 
Umständen dreimal überlegen, ob es 
Muslimbruderschaften im Gaza-
Streifen frei walten lässt. 

Bleibt die Idee der palästinensi-
schen Staatsgründung.  Einen Paläs-
tinenserstaat zu gründen, ist richtig. 
Doch er sollte nur gescha�en wer-
den � und das muss die Bedingung 
sein �, wenn er demokratisch ist. Die 
Region braucht keine weiteren auto-
ritären Regime vom Schlage ˜gyp-
tens, Saudi-Arabiens oder Katars. 
Vielleicht gelingt es Frankreichs 
Präsident Emmanuel Macron, we-
nigstens im Gaza-Streifen das Nöti-
ge in die Wege zu leiten, nachdem er 
im eigenen Land nicht einmal eine 
Rentenreform durchfechten kann.

 Womöglich gelingt ihm oder je-
mand anderem das Wunder der 
Staatenbildung. Viel Glück dabei! 
Doch selbst dann mache man sich 
nichts vor: Der Frieden zwischen Is-
rael und den Arabern wäre keines-
wegs gesichert.

Am 14. Mai 1948 notierte David 
Ben-Gurion in sein Tagebuch: �Um 
vier Uhr nachmittags wurde der 
Staat gegründet. Sein Schicksal liegt 
in der Hand der Armee.� Genau dort 
liegt sein Schicksal bis heute. Leider!

Wer glaubt, internationale Truppen 
könnten den Frieden im Gaza-Streifen 

sichern, verkennt die Geschichte, schreibt 
Jacques Schuster 

LEITARTIKEL
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Qualitäts-
test für 
Druckereien

Leserbriefe geben die Meinung unserer Leser 
wieder, nicht die der Redaktion. Wir freuen uns 
über jede Zuschrift, müssen uns aber das Recht 
der Kürzung vorbehalten. Aufgrund der sehr 
großen Zahl von Leserbriefen, die bei uns 
eingehen, sind wir nicht in der Lage, jede 
einzelne Zuschrift zu beantworten.
Schreiben Sie uns unter: leserbriefe@wams.de

Härte im Krieg 
Zu „Narzisstische Kränkung für  
den deutschen Journalismus“  
vom 12. Oktober

Viele in Europa, nicht zuletzt eine ein-
�ussreiche Riege in der SPD vom Schlage 
Mützenich, Stegner und Steinmeier, ver-
breiten noch immer penetrant den Ref-
rain: mehr Diplomatie wagen. Als ob eine 
Mörderbande wie die Hamas zu Kom-
promissen bereit wäre. Nur der vollstän-
dige Sieg und die Kapitulation führten 
zum Ziel, wie Harald Martenstein resü-
miert. Lehrreich auch für den Ukraine-
Krieg. Nur mit konsequentem Handeln 
und Härte hat Kiew eine Chance. Deswe-
gen ist die halbherzige Unterstützung 
durch den Westen armselig. Zumal die-
ser Kon�ikt als Vorspiel für weitergehen-
de Gelüste Putins gesehen wird. Deswe-
gen ist der Taurus überfällig.�
� CHRISTOPH SCHÖNBERGER, AACHEN

Wiederaufbau Gaza 
Zu „In Nahost beginnt jetzt ein neues 
Kapitel“ vom 12. Oktober

In seinem Leitartikel geht Philip Volk-
mann-Schluck der berechtigten Frage 
nach, was nach dem schrecklichen 
Krieg im Gaza-Streifen für einen Frie-
dens- und Wiederaufbauprozess dort 
alles getan werden muss, geht dabei 
auch auf die Rolle Deutschlands ein, 
das sich voraussichtlich vor allem �-
nanziell engagieren wird. Dabei kommt 
es auch darauf an, dass keinesfalls Gel-
der auch nur indirekt in neue terroristi-
sche Strukturen �ießen können. Für die 
Bevölkerung in Gaza kann es nur dann 
eine ho�nungsvolle Zukunft geben, 
wenn dort jede Art von Neuem Terro-
rismus verhindert wird. Die Aussicht, 
dass sich am Wiederaufbau Gazas ne-
ben den USA und europäischen Län-
dern �nanziell auch so potente Staaten 
wie Katar und Saudi-Arabien beteiligen, 
lässt ho�en, dass ein solches Gemein-
schaftswerk auch zur Scha�ung eines 
weltweit anerkannten neuen Staates 
Palästina führt � ob das Netanjahu und 
seinen ultranationalistischen Regie-
rungspartnern passt oder nicht. Und 
noch eine Anmerkung: Die irrsinnigen 
Zerstörungen in Gaza sind als israeli-
sche Reaktion auf das schreckliche 
Massaker vom 7. Oktober 2023 auf Be-
fehl Netanjahus erfolgt. Die internatio-
nale Staatengemeinschaft sollte des-
halb darauf drängen, dass � nach dem 
Verursacherprinzip � Israel sich auch 
am Wiederaufbau Gazas angemessen 
beteiligt.�
� MANFRED H. OBL˜NDER, KÖNIGSWINTER

Rechte Steuerzahler
Zu „Feindbild rechts“  
vom 12. Oktober

Ein ausgezeichneter Artikel des Profes-
sors für Neueste Geschichte Hoeres. 
Ich ziehe daraus die Lehre, dass Orga-
nisationen und Vereinen, die �gegen 
rechts� kämpfen, die Gemeinnützigkeit 
entzogen wird. Diese Organisationen 
wollen nicht erkennen, dass eine demo-
kratische Gesellschaft Parteien von 

links und rechts sowie aus der Mitte 
braucht. Warum sollen rechte Steuer-
zahler mit ihren Steuergeldern den 
Kampf gegen sich selbst �nanzieren?�
� ROLF SCHIKORR, BERLIN

Teure Energie
Zu „Nicht jeder muss studieren“  
vom 12. Oktober 

Dieser Beitrag hat die Landtagswahl 
2026 in Sachsen-Anhalt zum Thema, bei 
der Sven Schulze als neuer CDU-Kandi-
dat antritt. Bezüglich der wirtschaftli-
chen Situation in seinem Land betont 
Schulze die hohen Energiekosten (in 
den USA und China kostet der Strom 
weniger als die Hälfte), was dauerhaft 
keinesfalls durch Subventionen egali-
siert werden kann. Auf diese Problema-
tik wird in jedem Kommentar von Politi-
kern, Wirtschaftsführern, Arbeitneh-
mervertretern und Wissenschaftlern 
ausdrücklich hingewiesen, doch keiner 
macht realisierbare Vorschläge, um der 
Wirtschaft aus dieser kritischen Situati-
on zu befreien. Niemand diskutiert eine 
mögliche Reaktivierung von Atomkraft-
werken, das Wort �Kernenergie� sucht 
man im Koalitionsvertrag vergeblich. 
Ebenso scheint allen Beteiligten nicht 
bekannt zu sein, dass Deutschland über 
zwei Billionen Kubikmeter Schiefergas 
verfügt, das laut Experten verantwort-
bar erschlossen werden könnte.�
� DR. ALFONS MOOG, WALLDORF�BADEN 

Etikettenschwindel
Zu „Jetzt geht es um die Wurst“  
vom 12. Oktober

Herr Lorentz behauptet, dass Namen 
wie �Steak� oder �Schnitzel� auf Er-
satzprodukte die Kunden nicht irrefüh-
ren würden. Wenn dem so wäre, wür-
den wir jedoch nicht das Lamento hö-
ren, dass der Verlust dieser Namen zu 
großen Geschäftsverlusten führen 
wird. Auch ungewöhnlich, dass Ver-
braucherschützer, die sonst immer be-
haupten, dass das, was aus der Natur 
kommt, besser als Industrieprodukte 
sei, hier das Gegenteil sagen. Möglich, 
dass viele Verbraucher wissen, dass 
kein Fleisch in diesen Produkten ist. 
Aber sie wissen nicht, was stattdessen 
darin ist � ultra-processed foods. Die 
Kunden wissen auch nicht um künstli-
che Geschmacks- und Geruchssto�e. 
Diese Initiative für eine transparente 
Identität unserer Lebensmittel ist kein 
�Ablenkungsmanöver� und keine kon-
servative �Rolle rückwärts�.�
� NORMAN YOUNG, LAMBSHEIM

Amüsante Weise
Zu „Bürgergeld heißt jetzt Twix“  
vom 12. Oktober

Profundes Weltwissen paart sich in Zip-
perts Kolumnen mit Sprachartistik, 
Neologismen und rhetorischer Brillanz. 
Die Komplexitätsreduktion mittels Iro-
nisierung gelingt ihm in sehr amüsanter 
Weise, nicht nur bei diesem polarisie-
renden Thema. Vielen Dank für diesen 
Lesegenuss.� MICHAEL NABEL, STEINFELD

LESERBRIEFE

Zu „Berlin hat sich die Häme redlich verdient“ vom 12. Oktober

LESER SCHREIBEN, WIR ANTWORTEN

Berlin ist für Deutschland in kleinerem Maßstab das, was New York 
und Washington für die USA sind. Ich habe 17 Jahre in Hamburg, 13 
Jahre in Karlsruhe und acht Jahre in München gelebt und lebe seit 19 
Jahren in Berlin. Ich habe das Elend am Hamburger Hauptbahnhof ge-
sehen, die Ratten am Durlacher Tor in Karlsruhe, habe mich in der en-
gen Münchener Innenstadt für ein paar hundert Meter eine halbe Stun-
de hinter einem Mülllaster hergequält. Meine Empfehlung zur Medien-
aufregung ist ein Zitat eines gebürtigen Lübeckers: �Etwas niedriger 
hängen!�� PROF. DR. WOLF�RÜDIGER HEILMANN, BERLIN�SCHÖNEBERG

Ungeliebte Hauptstadt

Ich stimme Ihnen zu. Seit jeher ist Berlin der Müllabladeplatz der Na-
tion: Was man an sich oder den anderen hasst, das projiziert man auf 
Berlin: früher das Piefke- und Preußentum, heute die Schattenseiten 
des Multikulturalismus und der sozialen Spannungen. Wir Berliner tra-
gen das mit Fassung, aber wir müssen aufpassen, uns nicht mit Dingen 
abzu�nden, die abstellbar wären, und uns dadurch dem Bild anzuglei-
chen, das sich andere von uns machen. Wir können auch Sauberkeit 
und Ordnung ohne Spießertum und Kehrwochen-Mentalität. 
� ALAN POSENER, WELT�AUTOR

Der Oktober gilt als Gruselmo-
nat. Das liegt nicht nur an Hal-
loween, dem aus den USA zu 
uns geschwappten Brauch, in 

Horrorkostümen vor ausgehöhlten Kür-
bissen Partys zu feiern. Auch für die Fi-
nanzmärkte hat der Herbstmonat eine 
aufgeladene Bedeutung: Der Oktober ist 
berüchtigt als die Zeit, in der es beson-
ders häu�g zum Crash kommt. In diesem 
Jahr ist das Geraune über eine bevorste-
hende Finanzkrise noch lauter als üblich.

Ökonomen verweisen auf Parallelen 
zum Vorabend des Börsenkrachs vom 
29. Oktober 1929, der als �Schwarzer 
Freitag� in die Geschichtsbücher ein-
ging und der den Auftakt zur schlimms-
ten Zeit des 20. Jahrhunderts bildete. 
1987 erschütterte mit dem �Schwarzen 
Montag� wiederum im gleichen Monat 
der erste Crash der Nachkriegszeit die 
Weltwirtschaft. Zwei Jahre später er-
lebte der Deutsche Aktienindex erneut 
an einem Oktobertag mit Tagesverlust 
von mehr als fünf Prozent seinen bisher 
schwersten Kurssturz.

Solche historischen Wegmarken ha-
ben eine psychologische Wirkung. Doch 
für die Nervosität an den Kapitalmärk-
ten sind derzeit rationale Sorgen ver-
antwortlich. Viele Börsenpro�s werten 
die Rekordjagd bei Gold, Kryptowäh-
rungen wie die exorbitanten Kurse bei 
den Tech-Werten als Alarmsignal. Sol-

che Übertreibungen bergen die Gefahr 
eines Stimmungsumschwungs. Der 
Herdentrieb sorgt für Panikverkäufe, 
was Anlegern hohe Verluste beschert.

Der Goldkurs hat sich binnen zwei 
Jahren mehr als verdoppelt. In unsiche-
ren Zeiten erfreut sich das Edelmetall 
stets großer Beliebtheit. Der Kon�ikt 
zwischen China und den USA nährt die 
Angst vor einer Weltwirtschaftskrise. 
Der größte Unsicherheitsfaktor aber 
sind die rasant wachsenden Staats-
schulden in nahezu allen bedeutenden 
Industrieländern: angefangen von den 
USA über China und Japan bis hin zu 
Frankreich und Großbritannien. Schul-
denstände von zum Teil weit über einer 

Jahreswirtschaftsleistung sind zwar 
nicht per se untragbar. Doch ohne dy-
namisches Wachstum wird der Schul-
dendienst schnell erdrückend.

Im Fokus der Krisenpropheten ste-
hen die USA, auch wegen ihrer überra-
genden Bedeutung für die internationa-
len Finanzmärkte: Ein Börsenkrach an 
der Wall Street führt zum globalen 
Crash. Selbst die stärkste Volkswirt-
schaft der Welt ist nicht unverwundbar. 
Die Zinsen für amerikanische Staatsan-
leihen sind happig. Für Druck auf den 
Bondmärkten sorgt überdies China, das 
mit Abstand der größte Gläubiger der 
USA ist und seit Längerem aus strategi-
schen Gründen massiv Kapital aus den 
Vereinigten Staaten abzieht. Hinzu 
kommt das schwindende Vertrauen der 
Anleger in den Dollar, der seit Jahresbe-
ginn schon zehn Prozent eingebüßt hat. 
Der unberechenbare Wirtschaftskurs 
des Präsidenten sowie Trumps Angri�e 
auf die amerikanische Zentralbank, um 
Zinssenkungen zu erreichen, sind für 
die Talfahrt des Dollar verantwortlich.

Auch die Entwicklung an der ameri-
kanischen Aktienbörse macht profes-
sionelle Anleger nervös. Die Notierung 
der sieben Tech-Giganten gilt nach den 
üblichen Kennzi�ern als völlig überbe-
wertet, getrieben vom Hype um die ver-
muteten Chancen der Künstlichen In-
telligenz. Amazon-Chef Je� Bezos 

spricht von einer �Industrieblase�. Und 
die wird früher oder später platzen, 
wenn die überzogenen Erwartungen 
der Anleger auf astronomische Gewin-
ne enttäuscht werden.

Auch die Rallye an den Krypto-Märk-
ten steht im direkten Zusammenhang 
zur waghalsigen Schuldenpolitik der 
Regierungen, die von den Zentralban-
ken mit einer ultralockeren Geldpolitik 
viel zu lange befeuert wurde. Bitcoins 
und andere Kryptowährungen werden 
von privaten Computernetzwerken de-
zentral generiert. Ihre jeweilige maxi-
male Stückzahl ist von vornherein fest-
gelegt. Während Staaten endlos Papier-
geld drucken können, bleibt das Ange-
bot an Bitcoin & Co. eng begrenzt. In 
dieser Knappheit liegt � wie beim Gold, 
das ebenfalls nicht beliebig vermehrbar 
ist � die Attraktivität der digitalen Wäh-
rungen. Die riesige Nachfrage nach 
Gold und Krypto spiegelt das Miss-
trauen vieler Anleger gegenüber dem 
staatlichen Geldmonopol wider. Weil 
das Papiergeld die wichtige Funktion 
der Wertaufbewahrung verloren hat, 
sucht man nach Anlageformen, die 
Schutz vor In�ation und Währungsver-
fall bieten. Das ist die Folge der hem-
mungslosen Schuldenorgie.

Gefährlicher 
Glanz des 

Goldes
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COMIC

Was ist links? Was 
rechts? Anders als 
früher gibt es heu-
te noch nicht ein-
mal darüber Einig-

keit zwischen den Lagern. Ihre mobi-
lisierende Kraft entfalten beide Label 
heute vor allem als Feindbilder.

Ein Teil der Gesellschaft, bevor-
zugt aus dem großstädtischen Milieu, 
sieht seine wichtigste politische Mis-
sion heute im �Kampf gegen rechts�, 
wobei als �rechts� nahezu jeder gilt, 
der anders denkt als diejenigen, die 
diesen Kampf mit viel Emotion füh-
ren. Wer etwa eine vernünftige Migra-
tionspolitik einfordert, darauf pocht, 
dass die deutsche Industrie ohne 
preiswerte Energie keine Zukunft hat, 
wer Kriege nicht mit Wa�en, sondern 
mit Verhandlungen beenden will oder 
auf die biologische Banalität verweist, 
dass das Geschlecht keine Frage der 
Gemütsverfassung ist, wird schnell 
als �rechts� gelabelt.

Das hat eine unerwünschte Neben-
wirkung: Wird der gesunde Men-
schenverstand der politischen Rech-
ten zugeordnet, halten sich viele 
Menschen plötzlich für �rechts�, ob-
wohl sie Ansichten vertreten, die frü-
her eher der Mitte, vielleicht sogar 
der Linken zugerechnet wurden. Für 
diese Menschen ist �links� das neue 
Feindbild, das für alles steht, was sie 
aus gutem Grund nicht mögen: fana-
tische Klimaziele, unseriöse Finanz-
politik, unkontrollierte Zuwande-
rung, Geld für Arbeitsmu�el, Sprach-
polizei.

Um die Diskussion zu versachli-
chen, sollte man sich erinnern, wo-
für links und rechts früher einmal 
standen. Das politische Koordina-
tensystem entstand ja nicht im luft-
leeren Raum, sondern � seit es Linke 
und Rechte gab, also seit der Franzö-
sischen Revolution � vertraten sie 
verschiedene soziale Schichten mit 
unterschiedlichen Interessen, aus 
denen ein unterschiedlicher Blick 
auf die Welt resultierte. Etwas ver-
kürzt kann man sagen: Die Rechte 
sprach für diejenigen, die bei der 
Verteilung der gesellschaftlichen Be-
sitzstände gut abgeschnitten hatten, 
und verteidigte deshalb das Beste-
hende. Sie berief sich dabei auf die 
Weisheit der Traditionen und argu-
mentierte, dass man eine funktionie-
rende Ordnung nicht ohne Not in-
frage stellen sollte.

Die Linken vertraten diejenigen, 
denen im Rahmen der bestehenden 
Ordnung die Chance auf Aufstieg und 
Wohlstand verwehrt blieb und die sie 
daher ändern wollten. Sie forderten 
folgerichtig gleiche Chancen und 
Leistungsgerechtigkeit und kämpften 

gegen Geburtsprivilegien und die Ver-
erbung des sozialen Status. Die Linke 
stand damit anfangs an der Seite des 
Bürgertums und später an der der Ar-
beiter. Die westlichen Demokratien 
der Nachkriegszeit mit ihren starken 
Sozialstaaten, die erstmals Aufstieg 
durch Bildung, Anstrengung und eige-
ne Leistung für Millionen Menschen 
möglich machten, waren ein Ergebnis 
dieser Kämpfe.

Gegen Ende des 20. Jahrhunderts 
begann sich die soziale Basis und Rol-
le der linken Parteien allerdings zu 
verändern. Aus Repräsentanten der 
Benachteiligten wurden Vertreter de-
rer, die den Aufstieg bereits hinter 
sich hatten � der neuen akademischen 
Mittelschicht. Die Wählerschaft lin-
ker Parteien hat heute überdurch-
schnittliche Einkommen.

Der damit verbundene Perspektiv-
wechsel zeigt sich beispielhaft in der 
Migrationsfrage. Früher standen die 
Linken für einen restriktiven Kurs. Zu 
den ersten Entscheidungen der Wei-
marer Republik unter dem Ein�uss 
der SPD gehörte ein Stopp der Migra-
tion aus Osteuropa. In der Bundesre-

publik beendete Willy Brandt die un-
ter Adenauer begonnene Anwerbung 
türkischer Arbeiter. Das hatte seine 
Logik: Hohe Migration heißt für die 
unteren Schichten mehr Konkurrenz 
um Jobs, soziale Leistungen, Woh-
nungen.

Merkels Migrationspolitik hat die 
schulische Bildung für die Kinder der 
˜rmeren faktisch zerstört. In den 
gentri�zierten Innenstadtvierteln da-
gegen freut man sich über billige Ser-
vicekräfte, die die Pakete an die Haus-
tür schleppen, die Wohnung putzen 
oder im CafØ bedienen. Und die Wie-
derkehr des Bildungsprivilegs hält 
den Sprösslingen der urbanen Mitte 
mögliche Konkurrenz durch leis-
tungsorientierte Aufsteiger vom Hals.

Seit die Linken die Unterprivile-
gierten nicht mehr vertreten, tut es 
eigentlich keiner mehr. Es ist eine 
Schande für unsere Demokratie, dass 
der soziale Status heute fast wie im 
Ancien Régime wieder vor allem vom 
Elternhaus und nicht von der eigenen 
Leistung bestimmt wird.

Aber es wurden nicht nur die Auf-
stiegschancen für junge Leute aus är-
meren Verhältnissen gekappt. Mitt-
lerweile zeigt die Wohlstandskurve 
auch für große Teile der Mitte nach 
unten. Eine konservative oder im Ur-
sprungssinn �rechte� Agenda � die 
Verteidigung von Besitzständen � 
wäre hier dringend gefragt. Sie hätte 
jedoch nur Schlagkraft, wenn sie den 
massiven Wohlstandstransfer ins 
Ausland (teure Energie!) und an die 
Happy Few ganz oben skandalisieren 
würde, statt sich gegen die zu rich-
ten, bei denen nichts zu holen ist. Ein 
Revival des Konservatismus im Sinne 
der Rückbesinnung auf gemeinsame 
Werte und Traditionen würde unse-
rem Land übrigens auch nicht scha-
den � allerdings nicht ausgerechnet 
auf die des Militarismus und eine 
Ethik der Kaltherzigkeit.

Notwendig wäre also ein politi-
sches Programm, das nicht in die al-
ten Schubladen passt. Deutschland 
braucht soziale Reformen, die Auf-
stieg durch Bildung und Anstrengung 
wieder möglich machen � Reformen, 
die echtes Unternehmertum fördern 
und fairen Wettbewerb reaktivieren, 
statt Erbdynastien und leistungslose 
Millioneneinkommen zu zementie-
ren und den deutschen Mittelstand 
den großen Finanz- und Techkonzer-
nen auszuliefern. Ebenso dringend 
wäre es, Liberalismus und Meinungs-
freiheit als Voraussetzungen demo-
kratischer Verhältnisse gegen den 
autoritären Zeitgeist zu verteidigen. 
Auf die linken Parteien kann man da-
bei nicht zählen, weil sie in ihrem 
Wahn, in jedem Andersdenkenden 
einen verkappten Nazi zu sehen, eine 
treibende Kraft des autoritären Um-
baus unserer Gesellschaft sind. Die 
Rechte verteidigt zwar die Meinungs-
freiheit, meint damit aber vor allem 
ihre eigene � das sieht man, sobald 
sie Macht hat. Donald Trumps Plan, 
TikTok einen Regierungsaufseher in 
den Vorstand zu setzen, stellt sogar 
die Social-Media-Zensur der EU in 
den Schatten.

Wäre das skizzierte Programm 
rechts oder links? Es wäre auf jeden 
Fall vernünftig.

�� Sahra Wagenknecht, promovierte 
Volkswirtschaftlerin, ist Publizistin 
und Vorsitzende des Bündnisses 
Sahra Wagenknecht (BSW)

Rechts oder links?  
Auf jeden Fall vernünftig

Eine konservative oder im Ursprungssinn „rechte“ Agenda wäre 
heute dringend gefragt, meint Sahra Wagenknecht
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Das Wehrp�icht-Dilemma
Die Bedrohung zwingt zur Entscheidung, sagt Thorsten Jungholt

Deutschland ist weder militä-
risch noch zivil verteidigungs-
fähig. Es gibt drei Optionen, 
das zu ändern: ein P�ichtjahr 

für alle, eine Auswahl von Männern per 
Zufall oder Eignung. Risiken bergen al-
le, aber die Bedrohungslage erzwingt 
eine Entscheidung.

Der Bund stellt Streitkräfte zur Ver-
teidigung auf, heißt es im Grundgesetz. 
Das ist keine unverbindliche Empfeh-
lung, sondern der verp�ichtende Auf-
trag für die Bundesregierung, die Ver-
teidigungsfähigkeit der Bundesrepublik 
gegen äußere Bedrohungen sicherzu-
stellen. Dafür braucht es eine funktio-
nierende Bundeswehr, aber auch eine 
taugliche zivile Verteidigung.

Tatsächlich wird der Verfassungsauf-
trag derzeit nicht erfüllt. Die �nanziel-
len Voraussetzungen, die materiellen 
Lücken bei Streitkräften und Zivil-
schutzorganisationen zu schließen, hat 
die Regierung � schulden�nanziert � 
gescha�en. In beiden Bereichen aber 
bleiben erhebliche personelle Lücken. 
Bei der Bundeswehr werden mindes-
tens 460.000 Soldaten und Reservisten 
gebraucht, vorhanden ist die Hälfte. Al-
le Versuche der vergangenen zehn Jah-
re, auf freiwilliger Basis ausreichend 
Personal zu rekrutieren, sind geschei-
tert. In der Zivilverteidigung gibt es bis-

lang nicht einmal eine Bedarfsanalyse. 
Wehrhaftigkeit ist keine reine Staatsan-
gelegenheit, es ist auch Aufgabe der 
Bürger, ihr freiheitliches Gemeinwesen 
zu schützen. So gesehen liegt die Lö-
sung nahe: ein P�ichtdienst für junge 
Männer und Frauen, der wahlweise bei 
Bundeswehr, Feuerwehr, Technischem 
Hilfswerk oder Rotem Kreuz geleistet 
werden kann. Soziale Dienste in Kran-
kenhäusern oder der Altenp�ege könn-
ten einbezogen werden, auch sie dienen 
der gesamtstaatlichen Resilienz.

Das Problem daran: Für so ein 
�Deutschland-Jahr� müsste die Verfas-
sung geändert werden. Die dafür nötige 
Zwei-Drittel-Mehrheit im Bundestag 
scheint mit Parteien wie Linken und 
AfD, die schon die Bedrohung durch 
Russland infrage stellen, kaum erreich-
bar. Allerdings wäre es längst Aufgabe 
der Regierung gewesen, die Bereit-
schaft der Opposition dazu ö�entlich 
abzufragen. Nun herrscht aufgrund der 
geopolitischen Lage Zeitdruck. Deshalb 
bleibt zunächst nur der Rückgri� auf 
das vorhandene Instrument des Grund-
gesetzes: die Wehrp�icht für junge 
Männer samt � im Fall der verfassungs-
rechtlich garantierten Kriegsdienstver-
weigerung � Zivildienst. Beides kann 
durch ein einfaches Gesetz beschlossen 
werden.

Doch da wartet das nächste Problem: 
Die Bundeswehr ist keine Massenarmee 
mehr, sie braucht nicht die von der 
Wehrp�icht umfassten rund 300.000 
jungen Männer eines Jahrgangs, son-
dern 40.000 oder 50.000. Nötig ist mit-
hin ein Modell, das aus dem großen 
Pool an Wehrp�ichtigen den Bedarf 
auswählt � nach Kriterien, die den Vor-
gaben der Wehrgerechtigkeit genügen, 
also nicht willkürlich sind.

Der Verteidigungsminister hat einen 
entsprechenden Vorschlag bislang ver-
weigert. Die Regierungsfraktionen ha-
ben ein Losverfahren ins Spiel gebracht, 
Begründung: Nach dem Zufallsprinzip 
seien die Chancen objektiv für jeden 
Einzelnen gleich. Denkbar wäre auch 
eine Selektion der Geeignetsten und 
Motiviertesten. Der Pferdefuß daran: 
Bei der Rekrutierung von Freiwilligen 
wurden die Tauglichkeitsmaßstäbe der-
art stark gesenkt, dass bei Wehrp�ichti-
gen eine schwer zu rechtfertigende Un-
gleichbehandlung vorläge.

Damit liegen die Optionen auf dem 
Tisch, risikofrei ist mit Blick auf Klagen 
beim Bundesverfassungsgericht keine. 
Eine Entscheidung muss her � jeden-
falls wenn man die russische Bedro-
hung ernst nimmt und den Verfas-
sungsauftrag erfüllen will: Der Bund 
stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf.

Man kann Politikersätze nach 
verschiedenen Kategorien 
sortieren. Zum Beispiel nach 

Klarheit oder Wahrheitsgehalt. Die 
sind allerdings überschätzt. Sie füh-
ren nämlich zu wenig. Wenn alle so-
fort verstehen, was gemeint ist, oder 
� noch viel schlimmer � unmittelbar 
zustimmen, weil das Argument so 
schlagend ist, wird jede vielverspre-
chende Debatte im Keim erstickt. Es 
gibt dann keine Gelegenheit, sich 
selbst in ein günstiges oder zumin-
dest überhaupt ein Licht zu setzen.

Viel produktiver ist die Vagheit. Ein 
Satz wie der von Kanzler Merz: �Aber 
wir haben natürlich immer im Stadt-
bild noch dieses Problem, und deswe-
gen ist der Bundesinnenminister ja 
auch dabei, jetzt in sehr großem Um-
fang auch Rückführungen zu ermögli-
chen und durchzuführen� ist in Sa-
chen Vagheit ganz vorn dabei.

Alle wissen irgendwie, was gemeint 
ist, aber eben auch nicht so ganz ge-
nau. Der Sprecher zündet eine Nebel-
kerze. Und alle anderen, die sich gern 
zitiert sehen, im Fernsehen, in den 
Zeitungen oder zumindest auf Social 
Media, stochern begeistert in dem 
sich in Windeseile verbreitenden Ne-
bel herum. Die Opposition zückt er-
freut den Rassismus-Joker. Und selbst 
Parteifreunde wie Berlins Regieren-
der Bürgermeister Kai Wegner schal-
ten sich mit so hinterhältigen wie ei-
gennützigen Relativierungen ein. 

�Berlin ist eine vielfältige, internatio-
nale und welto�ene Stadt. Das wird 
sich immer auch im Stadtbild abbil-
den�, sagte Wegner, der sich in diesen 
Tagen zwecks �Kooperationsprojek-
ten� in Namibia aufhält. Berlin kann 
sich in Sachen Stadtbild von Namibia 
sicher noch einiges abschauen.

Man könnte dem gescholtenen 
Kanzler nun zugutehalten, dass er 
sich, wie es einem Politiker ziemt, mit 
Worten begnügt, aus denen mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit sowieso 
nichts folgt.

Ganz anders im badischen Schwa-
nau. Dort verschwanden vor ein paar 
Tagen 20 Blumenkübel. Laut �Badi-
scher Zeitung� seien sie als Alternati-
ve zu mit Re�ektoren beklebten Be-
tonklötzen aufgestellt worden. Sie 
sollten helfen, den Verkehr in der 
Dreißigerzone zu beruhigen und 
Parkbuchten besser sichtbar zu ma-
chen. Wie nun bekannt wurde, sah ein 
honoriger Bürger darin keine Verbes-
serung, sondern ein Problem mit dem 
Stadtbild. Die Dinger sind nämlich 
wieder aufgetaucht, und zwar auf dem 
Gelände der Firma Herrenknecht.

Als Architekt der Blumenkübelmig-
ration outete sich der 82-jährige Bohr-
maschinengigant Martin Herren-
knecht, ohne dessen unternehmeri-
sches Genie wir immer noch tunnel-

los über den Gotthardpass zuckeln 
würden. Nach Angaben des Unterneh-
mens hätten die Blumenkübel für Ver-
wirrung im Stadtbild gesorgt. Herren-
knecht ließ sie deshalb ohne Zögern 
entfernen � eigenen Worten zufolge 
zum �Schutz seiner Mitarbeiter�.

Die Staatsanwaltschaft wiegelt ab: 
Bislang gebe es keine ausreichenden 
Hinweise dafür, dass Herrenknecht 
oder sein Unternehmen einen straf-
baren Diebstahl begangen hätten. So 
sollten die P�anzenbehälter allem An-
schein nach �nicht dauerhaft der Ge-
meinde vorenthalten werden�. Zu-
dem sei ihr Aufenthaltsort jederzeit 
bekannt gewesen.

O�enbar strebt Herrenknecht mit 
seiner bürgerschaftlichen Eigeninitia-
tive eine pragmatische Lösung des 
von der Politik hausgemachten Stadt-
bild-Problems an. Er habe, so hieß es 
aus dem Unternehmen, großen Res-
pekt vor den Zuständigkeiten und 
Entscheidungswegen der örtlichen 
Gremien. Grundsätzlich stehe Her-
renknecht auch hinter Tempo-30-Zo-
nen � schließlich gehe es ihm um 
mehr Verkehrssicherheit, nicht weni-
ger. Zugleich ließ er per �Badische 
Zeitung� mitteilen, allen künftig 
eventuell neu aufgestellten Kübeln 
drohe das gleiche Schicksal � die 
nacht-und-nebelige Verp�anzung aus 
dem Stadtbild und hinter die herren-
knechtschen Grenzen. Vielleicht ein 
Modellfall auch für Berlin?

Die Lösung des Stadtbild-Problems
WIR BITTEN UM MISSVERSTÄNDNIS
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ES GILT DAS 
GESPROCHENE 
WORT: DER 
ORDENTLICHE 
AUSTAUSCH VON 
ARGUMENTEN 
MUSS GEREGELT 
UND MODERIERT 
WERDEN. AUCH 
WENN BARDE 
TROUBADIX 
SEINE ROLLE AN 
DER SANDUHR 
VIELLEICHT 
ÜBERINTER�
PRETIERT  � AUS 
�DAS GESCHENK 
C˜SARS� 
�BAND 21�
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